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Vorwort
 

Wer die Lebenswirklichkeit der Eltern und 
Familien in unserem Land unvoreinge-
nommen in den Blick nimmt, stellt fest, 
dass die allermeisten Eltern ihren Kin-
dern den geschützten Raum bieten, in 
dem sie unbeschwert aufwachsen kön-
nen. Sie wissen, was ihr Kind braucht, 
was es stärkt und fördert. 

Tragische Ereignisse der jüngeren Ver-
gangenheit zeigen aber, dass es trotz 
einer differenzierten Hilfestruktur der 
Kinder-, Jugend- und Familienhilfe in 
Nordrhein-Westfalen immer wieder Ein-
zelfälle gibt, bei denen das Hilfesystem 
versagt. Daraus erwachsen angesichts 
der mit dem gesellschaftlichen Wandel 
verbundenen grundle genden Verände-

rungen in den Lebenslagen der Men-
schen stets neue Herausforde rungen 
und Anforderungen an die Qualität der 
sozialen Arbeit und des Kinderschut-
zes. 

Das Land nimmt seine besondere 
„Wächterrolle“ ernst, um die Kinder 
wirksam zu schützen und ihnen beste 
Entwicklungsmöglichkeiten zu geben. 
Denn Kinder sind in besonderer Weise 
darauf angewiesen, dass sie nicht nur 
gefördert, sondern vor al lem auch ge-
schützt werden. 

Mit dem im Januar 2007 beschlosse-
nen „Handlungskonzept für ei nen bes-
seren und wirksameren Kinder schutz 
in Nordrhein-Westfalen“ hat die Lan-
desregierung die Verantwortung des 
Staates für den Schutz der Kinder vor 
Vernachlässigung, Miss handlung und 
sexuellem Missbrauch noch einmal be-
kräftigt und sie hat konkrete Schritte 
eingeleitet, um das Angebot von Hilfen 
für Kinder und Familien weiter aus-
zubauen und noch vorhandene Lücken 
zu schließen. Prävention, rasche und 
zielge naue Hilfe sowie die Vernetzung 
der verschiedenen Akteure vor Ort ste-
hen dabei im Vordergrund. 

Zum Handlungskonzept gehören u. a.

die Meldepflicht von Ärztinnen und  ■

Ärzten, die Früh er ken nungs un ter-
su chun gen durchführen,
der flächendeckende Ausbau von  ■

So zialen Frühwarnsystemen, 
das Elternbegleitbuch „Kinder ganz  ■

stark“, 
die Weiterentwicklung von bis zu  ■

3.000 Kindertageseinrichtungen 
zu Famili enzentren, 
der Qualifizierungskurs zur zertifi- ■

zierten „Kinderschutzfachkraft“, 
sowie die Fortbildungen für Lehre- ■

rinnen, Lehrer und die Fachkräfte 
der Kin der-und Jugendhilfe.

 
Mit dem vorliegenden Gesamtpro-
gramm will die Landesregierung zwei-
erlei errei chen: Zum einen soll die 
Präventionsarbeit intensiviert und 
weiterentwickelt werden; zum ande-
ren soll die Intervention in den Fällen 
offensiver gestaltet werden, in denen 
das Eingreifen des Staates, allen vor-
an der Jugendämter, zum Schutz der 
betroffe nen Kinder dringend erforder-
lich ist. 



Die vorliegende Broschüre soll allen 
Verantwortlichen einen Überblick über 
die vor handenen Instrumente zum 
Schutz der Kinder in Nordrhein-West-
falen verschaffen. Denn nur, wenn alle 
Fachkräfte die notwendigen Informa-
tionen über die Instrumente des Kin-
derschutzes kennen, können sie Kinder 
schnell und wirksam schützen. 

Doch wirksamer Kinderschutz ist nicht 
allein durch Maßnahmen der Kinder-, 
Jugend-und Familienhilfe zu erreichen. 
Die gesamte Gesellschaft muss für die 
Belange der Kinder sensibel sein und 
auf Kinder achten. Kinderfreundlichkeit 

darf keine Leerfor mel sein, sondern 
muss von allen ganz konkret gelebt 
werden. Auch dafür will diese Broschü-
re werben.   

Armin Laschet 
Minister für Generationen, Familie, 
Frauen und Integration 
des Landes Nordrhein-Westfalen
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Alle tragen Verantwortung
 
Kinder sind besonders darauf ange-
wiesen, dass sie nicht nur gefördert, 
sondern vor allem auch geschützt 
werden. Auf die Realisierung dieses 
Anspruches müssen sie sich verlassen 
können. 

Mehr Kinder- und Familienfreundlich-
keit zu erreichen, ist daher für viele 
Kommunen und auch für die Landes-
regierung Nordrhein-Westfalen ein 
zentrales Ziel. Unter Kinder- und Fami-
lienfreundlichkeit ist dabei nicht nur 
der Ausbau der Betreuungsangebote 
für Kinder oder eine dichte Beratungs-
struktur zu verstehen. Es geht vor 
allem auch darum, Unterstützungsfor-
men so anzulegen, dass Familien die 
Leistungen tatsächlich in Anspruch 
nehmen können. Gerade in dieser Hin-
sicht bedarf es weiterer Anstrengun-
gen, so dass betroffenen Familien der 
Zugang zu Angeboten und Formen der 
Beratung und Hilfe erleichtert wird. 
Denn nicht jede Familie geht auf be-
stehende Einrichtungen zu und sucht 
die notwendige Hilfe. 

Die meisten Familien schaffen die 
Herausforderungen in der alltäglichen 
Erziehung ihrer Kinder, weil sie über 
gute Ausgangsbedingungen verfügen. 
Andere Familien – und dieser Teil ist in 
den letzten Jahren größer geworden – 

brauchen Hilfe, manchmal sogar sehr 
schnell. Erfahrungen aus der Praxis 
und auch die Ergebnisse wissen-
schaftlicher Untersuchungen belegen, 
dass gute Rahmenbedingungen der 
Förderung und Beratung bereits im 
Vorfeld der Entstehung von Alltags-
problemen präventiv wirken. 

Ein Indiz für eine Zunahme an Alltags-
konflikten und der Überforderung von 
Eltern, insbesondere in der Erziehung 
der Kinder, ist die Steigerung bei der 
Inanspruchnahme von Hilfen zur Er-
ziehung in den letzten 15 Jahren. Sie 
spiegelt wider, dass ein Teil der Fa-
milien kaum über Bewältigungskom-
petenzen im Umgang mit Problemen 
verfügt. Die Fallzahlen in den Hilfen 
zur Erziehung (§§ 28 bis 35 SGB VIII) 
stiegen von 95.443 im Jahr 1991 auf 
162.193 im Jahr 2006, wovon 77.823 
Fälle die Inanspruchnahme der Erzie-
hungsberatung ausmachen. Familien, 
die in besonderen Belastungssituatio-
nen leben, und deren Kinder verfügen 
zudem nur über geringe soziale Kon-
takte; ihnen fehlt es an Basiskompe-
tenzen und auch die gesundheitliche 
Entwicklung der Kinder ist häufig 
eingeschränkt. Hierzu gehören auch 
Familien mit Zuwanderungsgeschich-
te. Sie sind häufig stärker belastet 
und verfügen nur über geringe Ent-
faltungs- und Entwicklungsmöglich-
keiten.

Dabei darf der Blick nicht allein auf 
Familien mit besonderen Belastungen 
gerichtet werden. Der ist unbestreit-
bar wichtig, um diesen Familien be-
sonders helfen zu können. Aber auch 
die „normale“ Familie sieht sich An-
forderungen gegenüber, deren Bewäl-
tigung nicht mehr so selbstverständ-
lich von ihr geleistet und garantiert 
werden kann. Aus Kindergärten und 
Schulen wird berichtet, dass Eltern 
eine Überforderung spüren, sich 
schwer tun, die richtige Entscheidung 
zu treffen und ihren Kindern die richti-
ge Orientierung zu geben. 

Nicht zuletzt diese Entwicklungen ma-
chen deutlich, dass einer wirksamen 
Förderung von Kindern und Familien 
ein besonderer Stellenwert in der Lan-
despolitik und auf kommunaler Ebene 
zukommen muss. Zahlreiche Initiati-
ven der Landesregierung in jüngster 
Zeit haben wichtige Anstöße gegeben 
und neue Wege aufgezeigt, so z.B. der 
bedarfsgerechte Ausbau der Kinder-
betreuungsmöglichkeiten in Tagesein-
richtungen für Kinder; mehr Familien-
freundlichkeit – auch in den Kommu-
nen – durch die Landesinitiative „Fami-
lie kommt an. In Nordrhein-Westfalen“; 
die Qualifizierung der Familienbildung 
und Familienberatung, die Maßnahmen 
zur Verbesserung des Kinderschutzes 
und die Initiativen im Rahmen des Kin-
der- und Jugendmedienschutzes. 

Einleitung
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Angesichts der Herausforderungen 
auch an Politik, die Rahmenbedingun-
gen des Aufwachsens zu verbessern 
und jedem Kind eine Chance zu ge-
ben, hat es zahlreiche Anstrengungen 
gegeben, die Leistungsstruktur der 
Familienhilfen auszubauen, insbeson-
dere die Hilfen zur Erziehung differen-
zierter und passgenauer zu gestalten. 
Erziehungs- und Familienberatung 
sind näher an die Familien herange-
rückt, der Kontakt mit den Schulen 
hat sich verbessert, die Familienbil-
dung hat ihre Zielgruppen erweitert 
und bezieht auch Familien mit Zu-
wanderungsgeschichte ein; Konzepte 
der Sozialraumorientierung beziehen 
das direkte Familienumfeld ein und – 
was besonders wichtig ist – vernetzte 
Strukturen werden hergestellt. Kon-
zeptionelle Verbindungen zwischen 
Kindergarten und dem Allgemeinen 
Sozialen Dienst im Jugendamt, den 
Gesundheitsbehörden, Schulen und 
Institutionen der Kinder- und Jugend-
hilfe sind entstanden. Einbezogen 
werden auch Einrichtungen aus Berei-
chen, die die Unterstützungsleistun-
gen ergänzen (z.B. Beschäftigungs-
gesellschaften). Kommunen und freie 
Träger der Kinder- und Jugendhilfe en-
gagieren sich hier besonders intensiv. 

Handlungskonzept der 
Landesregierung für einen 
besseren und wirksameren 
Kinderschutz 

Mit dem am 30. Januar 2007 vom 
Kabinett beschlossenen Handlungs-
konzept für einen besseren und 
wirksameren Kinderschutz hat die 
Landesregierung weitere nachhalti-
ge Maßnahmen und Initiativen zum 
Schutz von Kindern auf den Weg 
gebracht (siehe Anhang). Frühe Prä-
vention und rasche, zielgenaue Hilfe 
stehen im Vordergrund. Durch die 
Einbindung der Kommunen sowie 
der Landesjugendämter und Bezirks-
regierungen in die Umsetzung des 
Handlungskonzepts ist es gelungen, 
die notwendige Sensibilisierung für 
Fragen des Kinderschutzes auf breiter 
Ebene zu stärken. Insbesondere konn-
te die Zusammenarbeit der Akteure 
verbessert, verbindliche Netzwerke 
und Kooperationen entwickelt und der 
Kinderschutz als Querschnittsaufgabe 
gestärkt werden.

Neben dem Öffentlichen Gesundheits-
dienst und den Ärzten, insbesondere 
den Kinderärzten, kommt hierbei vor 
allem der Kinder-, Jugend- und Fami-
lienhilfe eine besondere Verantwor-
tung zu. Sie ist mit ihren Angeboten 
der Hilfe und Beratung vor Ort und 
bietet Familien und Kindern in Kon-
flikt- und Krisensituationen vielfältige 
Unterstützungen an.

Auch haben sich zahlreiche niedrig-
schwellige Angebotsformen ent-
wickelt. So hat das Land Nordrhein-
Westfalen mit dem Auf- und Ausbau 
sozialer Frühwarnsysteme erreicht, 
dass frühe Prävention und rasche ziel-
genaue Hilfe in den Kommunen ver-
bessert werden konnten. Der Aktions-
plan „Frühe Förderung von Kindern“ 
hat ab 2006 zu einer weiteren Verstär-
kung der Hilfen beigetragen.

Die Kommunen haben durch ihre 
Jugend- und Gesundheitsämter eben-
falls neue Initiativen mit freien Trägern 
der Kinder- und Jugendhilfe, den 
Kirchen, Ärzten und Hebammen er-
griffen, um den Schutz von Kindern zu 
erhöhen. Beispielhaft sind Modelle der 
aufsuchenden Familienhilfe, die Ein-
richtung von besonderen Anlaufstellen 
für den Kinderschutz, die Schaffung 
neuer Netzwerke sowie besondere 
Formen für ein frühes Angebot von In-
formation und Beratung zur Stärkung 
der Elternkompetenz und Vermeidung 
von Überforderung zu nennen. Ebenso 
sind Initiativen zur Umsetzung des 
Kinderschutzes nach § 8 a SGB VIII 
oder Hilfen für Kinder in Krisensitua-
tionen.
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Um den Schutz von Kindern vor Ver-
nachlässigung und Gewalt sicherzu-
stellen, wurden in den vergangenen 
Jahren in den Kommunen und mit 
den freien Trägern der Kinder- und Ju-
gendhilfe wirksame Konzepte auf den 
Weg gebracht. Die Fachkräfte in den 
Einrichtungen, bei freien Trägern und 
in den Jugendämtern nehmen ihre 
Aufgaben verantwortlich und enga-
giert wahr. Diesem Engagement ist es 
zu verdanken, dass vielen Kindern und 
ihren Familien bei der Überwindung 
von Gefährdungssituationen frühzeitig 
geholfen wird und sie rechtzeitig die 
notwendigen Förderangebote erhal-
ten, um Krisensituationen zu vermei-
den bzw. zu bewältigen.

Deshalb wird sich die Landesregierung 
gemeinsam mit den verantwortlichen 
Akteuren in den Kommunen und bei 
den freien Trägern weiter für besseren 
und wirksameren Kinderschutz ein-
setzen.

Die Landesregierung setzt bei ihren 
Bemühungen zur Verbesserung des 
Kinderschutzes in Nordrhein-West-
falen insbesondere folgende Schwer-
punkte: 

Prävention stärken und gelingende  ■

Entwicklung sichern,
Risiken rechtzeitig wahrnehmen  ■

und frühe Hilfen anbieten,
Gefahren erkennen und professio- ■

nell helfen sowie
Wissen bereitstellen und Vernet- ■

zung fördern.
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Prävention stärken und gelingende  
Entwicklung sichern

Nach unserer Verfassung ist die „Pfle-
ge und Erziehung der Kinder (…) das 
natürliche Recht der Eltern und die 
zuvörderst ihnen obliegende Pflicht“ 
(Art. 6 Abs. 2 GG). Folglich wird der 
beste Kinderschutz dadurch gewähr-
leistet, dass Eltern dabei unterstützt 
werden, ihre Erziehungsaufgabe im 
Interesse ihrer Kinder gewissenhaft 
und mit Engagement wahrzunehmen. 
Aufgabe des Staates ist dabei, dies 
vorrangig durch verlässliche und 
dauerhafte Angebote zu ermöglichen. 
Das geschieht primär durch präven-

tive Angebote. Angebote müssen 
Kinder, Jugendliche, Eltern in ihren 
konkreten Lebenslagen erreichen. 
Deswegen sind bei den Angeboten u.a. 
die geschlechtsspezifische Dimen-
sion zu beachten und die kulturellen 
Besonderheiten zu berücksichtigen. 
Besondere Aufmerksamkeit ist der Si-
tuation behinderter Kinder zu widmen 
und die Angebote müssen altersdiffe-
renziert sein. 

Tatsächlich erreichen gegenwärtig die 
Präventionsangebote der Kinder- und 

Jugendhilfe nicht im hinreichenden 
Maße die Eltern, die besonderer För-
derung und Unterstützung bedürfen. 
Und gelegentlich wissen diese auch 
nicht, welche Möglichkeiten sie im In-
teresse ihrer Kinder nutzen sollten. 

Teilnahme aller Kinder 
an ärztlichen Früherken­
nungsuntersuchungen 

Vor diesem Hintergrund ist die Teil-
nahme aller Kinder an den Früherken-
nungsuntersuchungen ein wichtiger 
Schritt zur Stärkung der Prävention in 
der Kindergesundheit. 

Die Früherkennungsuntersuchungen 
finden eine hohe Akzeptanz in der Be-
völkerung, aber die Teilnahmeraten 
nehmen nach dem 1. Lebensjahr deut-
lich ab (von 95 % -U3 auf 94% U6 und 
86% U9),

Kinder aus Familien mit niedrigem  ■

Sozialstatus nehmen bereits an der 
U3 nur zu 91% teil, die Teilnahme 
sinkt bis zur U8 auf 82%, die U9 
wird nur noch von 80% wahrgenom-
men – d.h. jedes zehnte vierjährige 
Kind nimmt nicht an der U8 teil,

Früherkennungsuntersuchungen bei Kindern

Inanspruchnahme in Prozent  vollständig  nicht vollständig  keine

Insgesamt 81 16 3

Ost 75 21 4

West 82 15 3
 
Sozialstatus:

niedrig 72 22 6

mittel 84 14 2

hoch 85 13 2
 
Zuwanderungsgeschichte:

mit 56 30 14

ohne 85 13 2

Quelle: KIGGS (Studie zur Kindergesundheit des Robert-Koch-Instituts)
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bei Kindern mit Zuwanderungs- ■

geschichte ist die Teilnehme noch 
geringer (81% bei U3, 68% bei U8 
und U9),
3% aller Kinder nahmen an keiner  ■

Früherkennungsuntersuchung teil 
(in NRW 30.000 Kinder) – bei Kin-
dern mit Zuwanderungsgeschichte 
waren dies 14%. 

Früherkennungsuntersuchungen sind 
geeignet, Kindeswohlgefährdungen 
und Risikolagen von Kindern frühzei-
tig zu erkennen. In Nordrhein-West-
falen wurde für Ärztinnen und Ärzte, 
die Früherkennungsuntersuchungen 
durchführen, eine positive Melde-
pflicht eingeführt und damit die Teil-
nahme an Früherkennungsuntersu-
chungen verbindlicher gestaltet. 

Der Gesetzentwurf der Landesregie-
rung wurde am 14. November 2007 
vom Landtag beschlossen und ist seit 
dem 7. Dezember 2007 in Kraft. Artikel 
23 Nr. 2 des Gesetzes sieht die Ände-
rung des § 32 a Heilberufsgesetz vor: 
Die gesetzliche Vorschrift beinhaltet 
eine Ermächtigung, die Einzelheiten 
zum Meldeverfahren in einer Verord-
nung zu regeln. Das Verfahren wurde 
im Oktober 2008 zunächst in einigen 
Pilotkommunen eingeführt und soll flä-
chendeckend in Nordrhein-Westfalen 
umgesetzt werden. Die fünf ausgewähl-
ten Modellstandorte sind: Bergkamen, 
Düsseldorf und Münster sowie die Krei-
se Mettmann und Heinsberg. 

Im Zusammenhang mit der größeren 
Verbindlichkeit der Früherkennungs-
untersuchungen steht auch die im 
Kinderbildungsgesetz (KiBiz) ver-
ankerte Verpflichtung der Eltern, den 
Kindertageseinrichtungen bei der An-
meldung entweder das Vorsorgeheft 
vorzulegen oder eine entsprechende 
ärztliche Bescheinigung beizufügen 
(vgl. § 10 Abs. 1 KiBiz). 

Weiterentwicklung der 
Früherkennungsrichtlinien

Das Ministerium für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales und das Ministerium 
für Generationen, Familie, Frauen 
und Integration haben sich im März 
2007 über die Verbände der gesetz-
lichen Krankenkassen in Nordrhein-
Westfalen für eine Überprüfung der 
Früherkennungsrichtlinie hinsichtlich 
der Untersuchungsinhalte und Zeitab-
stände zwischen den Untersuchungen 
eingesetzt.

Zu begrüßen ist, dass der Gemein-
same Bundesausschuss mit Wirkung 
vom 16. April 2008 in die Kinderricht-
linie die eindeutige Feststellung auf-
genommen hat, wonach der/die unter-
suchende Arzt/Ärztin bei erkennbaren 
Zeichen einer Kindesvernachlässigung 
oder -misshandlung die notwendigen 
Schritte einzuleiten hat („Bei erkenn-
baren Anzeichen einer Kindesvernach-
lässigung oder -misshandlung hat der 

untersuchende Arzt die notwendigen 
Schritte einzuleiten.“ – Bundesanzei-
ger Nr. 57, S. 1344 vom 15. April 2008).

Weiterhin ist im Interesse des Kin-
derschutzes und der Förderung der 
Kindergesundheit positiv zu bewerten, 
dass der Gemeinsame Ausschuss die 
Einführung einer zusätzlichen Unter-
suchung – der U7a – beschlossen hat.  

Frühe Sprachförderung
 
Sprache und Bildung hängen eng zu-
sammen. Menschliche Entwicklung, 
Weltaneignung und Identitätsbildung 
werden wesentlich durch Sprache und 
Kommunikation mit Anderen ermög-
licht. Vor diesem Hintergrund wird 
deutlich, dass sich die frühkindliche 
Erziehung und Bildung intensiv mit 
dem Thema Sprache und Bildung zu 
beschäftigen hat.

Nordrhein-Westfalen ist das einzige 
Land, das bei allen Kindern bereits 
zwei Jahre vor der Einschulung prüft, 
ob ihre Sprachentwicklung altersge-
mäß ist und ob sie die deutsche Spra-
che hinreichend beherrschen.
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Der Test „Delfin 4“ ist für alle Kinder 
zwei Jahre vor der Einschulung ver-
bindlich und ein zentraler Punkt des 
Aktionsplans Integration der Landes-
regierung. Verfügt ein Kind nicht über 
ausreichende Sprachkenntnisse, so 
wird es durch zusätzliche Sprachför-
derangebote in der Kindertagesein-
richtung unterstützt. Die Landesregie-
rung von Nordrhein-Westfalen hat mit 
der politischen Schwerpunktsetzung 
im Bereich der Sprachförderung Ak-
zente gesetzt. Eine entscheidende Rol-
le bei der Durchführung des Sprach-
standsfeststellungsverfahren spielen 
die Tageseinrichtungen für Kinder. So 

Kinder bilden Sprache – 
Sprache bildet Kinder
Kongress zur Sprachentwicklung 
und Sprachförderung in allen
Bildungsbereichen der Kinder-
tagesstätten

am 04. November 2008 in Recklinghausen

www.mgffi.nrw.de

www.mg�  .nrw.de

Del� n 4
Sprachförderorientierungen.

Eine Handreichung.  

Del� n 4 - Sprachförderorientierungen.
Eine Handreichung.

Ministerium für Generationen,
Familie, Frauen und Integration
des Landes Nordrhein-Westfalen
Horionplatz 1, 40213 Düsseldorf
Telefon 0211 8618 - 50
info@mg�  .nrw.de
www.mg�  .nrw.de

wird die erste Stufe in Zusammen-
arbeit mit den Grundschulen in einer 
Gruppensituation in der vertrauten 
Umgebung des Kindes – in der Kin-
dertageseinrichtung – durchgeführt. 

Mit dem am 1. August 2008 in Kraft 
getretenen Kinderbildungsgesetz 
(KiBiz) hat die Landesregierung die 
Sprachförderung in Kindertages-
einrichtungen als Bildungsauftrag 
gesondert verankert und die Finanzie-
rung der zusätzlichen Sprachförder-
angebote erstmals auch gesetzlich 
geregelt. Stellt sich bei einem Kind 
im Rahmen des Sprachstandsfests-
tellungsverfahren ein zusätzlicher 
Sprachförderbedarf heraus, wird es 
zwei Jahre vor der Einschulung durch 
zusätzliche Förderangebote in Kinder-
tageseinrichtungen in seiner Sprach-
kompetenz und der Beherrschung der 
deutschen Sprache unterstützt.

In den Jahren 2007 und 2008 wur-
den insgesamt rd. 340.000 Kinder 
getestet. Während drei Viertel dieser 
Kinder eine altersgemäß entwickelte 
Sprachkompetenz aufweisen, erhalten 
rund 76.000 Kinder eine zusätzliche 
Sprachförderung. Die Angebote der 
zusätzlichen Sprachförderung finden 
in der Regel in den Tageseinrichtungen 
für Kinder statt. Für alle Kinder, die 
eine zusätzliche Sprachförderung be-
nötigen, stellt das Land 340 Euro pro 
Kind und Jahr bereit. Während im Jahr 
2007 Mittel in Höhe von 17,5 Millionen 
Euro für diese Aufgabe bereit standen, 
sind es in 2008 27 Millionen Euro und 
in 2009 28 Millionen Euro.

Den Eltern von Kindern, bei denen 
zusätzlicher Sprachförderbedarf fest-
gestellt wurde und die noch keinen 
Kindergarten besuchen, wird geraten, 
ihr Kind in einer Tageseinrichtung 
für Kinder anzumelden. Viele Eltern 
haben dies bereits getan. Dies ist 
auch ein Grund dafür, dass im Jahr 
2008 mehr Kinder dieses Alters eine 
Tageseinrichtung besuchen als in den 
vergangenen Jahren. Dort erhalten sie 
eine qualifizierte Sprachförderung. 

Erzieherinnen und Erzieher, die 
erstmalig Kinder mit zusätzlichem 
Sprachförderbedarf in der eigenen 
Einrichtung zu fördern haben, konnten 
an Fortbildungsangeboten teilnehmen, 
die im Auftrag des Kinder- und Ju-
gendministeriums durchgeführt wer-
den. Mehr als 3.000 Teilnehmerinnen 
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und Teilnehmer haben dieses Angebot 
bislang genutzt. 

Elternbriefe

Kinder optimal fördern zu können und 
glücklich aufwachsen zu sehen, ist der 
Wunsch aller Eltern. Gute Elternbriefe 
geben wichtige Tipps und Hinweise, 
wie das auch gelingen kann. Die Lan-
desregierung fördert hierzu den Druck 
und die Zustellung der Elternbriefe, 
die der Arbeitskreis Neue Erziehung e. 
V. (ANE) in Berlin entwickelt hat.

Die Elternbriefe des Arbeitskreises 
Neue Erziehung informieren Mütter 
und Väter rund um das Thema Kin-

dererziehung. Der erste der 46 Briefe 
behandelt die Situation kurz nach der 
Geburt des Kindes. Insgesamt gehen 
die Briefe auf die Entwicklung der 
Kinder bis zum 8. Lebensjahr ein. Die 
Städte und Gemeinden entscheiden 
selbst darüber, ob die Eltern die Briefe 
einzeln mit der Post erhalten oder alle 
46 Briefe zusammen bei der Geburt 
des Kindes bekommen.

Eine neuere, im Auftrag der Landes-
regierung erstellte Untersuchung der 
Elternbriefe hat ergeben, dass der 
Großteil der Eltern die Briefe sehr 
positiv bewertet. Ferner stellte die 
Studie fest, dass die Briefe von fast 
allen Müttern und, zu einem etwas ge-
ringeren Anteil, auch von den Vätern 
regelmäßig gelesen werden. In den 
ersten Lebensjahren des Kindes ist 
das Interesse der Eltern an den Brie-
fen besonders groß. Die Eltern bevor-
zugen darüber hinaus die Zustellung 
der Briefe passend zum Entwicklungs-
stadium ihres Kindes. 

Weitere Informationen zu den 
Elternbriefen des Arbeitskreises 
Neue Erziehung e. V. gibt es im 
Internet unter www.ane.de. Die 
Untersuchung der Elternbriefe 
kann im Internet auf der Seite des 
Familienministeriums www.mgffi.
nrw.de eingesehen werden.

Prävention durch  
aufsuchende Elternkontakte 
– Elternbegleitbuch

Viele Kommunen in Nordrhein-West-
falen haben Konzepte aufsuchender 
Elternkontakte entwickelt. Dies ist ein 
vielversprechender Ansatz der Prä-
vention von Kindesvernachlässigung.

In diesem Zusammenhang steht ein 
neues Angebot des Landes an die 
Kommunen: „Kinder ganz stark. Das 
Elternbegleitbuch des Landes Nord-
rhein-Westfalen“. Damit steht allen 
Kommunen in Nordrhein-Westfalen 
ein Elternbegleitbuch zur Verfügung, 
das den Eltern kurz nach der Geburt 
eines Kindes überreicht werden kann 
und das die wichtigsten Informationen 
rund ums Kind enthält. 

Alle Kommunen erhalten dazu eine 
über die Website des Ministeriums für 
Generationen, Familie, Frauen und In-
tegration (www.elternbegleitbuch.nrw.
de) abrufbare Druckvorlage. Mit einem 
Online-Baukasten können die Kommu-
nen die wichtigsten Informationen und 
Angebote des Bundes und des Landes 
Nordrhein-Westfalen herunterladen 
und gleichzeitig Vorlagen auswählen, 
um ihre örtlichen Informationen indi-
viduell zusammenzustellen. Bei der 
Gestaltung der Vorlagen haben die 
Kommunen die Möglichkeit, Bilder zu 
wechseln, Texte auszutauschen und 
Logos hinzuzufügen.
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Ein wichtiger Bestandteil des Eltern-
begleitbuches sind die Elternbriefe 1 
bis 12 (für das erste Lebensjahr eines 
Kindes). Das Land Nordrhein-West-
falen gewährleistet, dass alle Kommu-
nen für jedes neugeborene Kind die 
ersten 12 Elternbriefe kostenlos bei 
ANE e.V. abrufen können. 

Damit können junge Eltern von rund 
150.000 Neugeborenen pro Jahr in 
Nordrhein-Westfalen durch die Kom-
munen angesprochen und erreicht 
werden.

Ausbau der Kindertages­
betreuung und Weiterent­
wicklung von Kindertages­
einrichtungen zu Familien­
zentren

Erfahrungen der Praxis zeigen, dass 
Beratungs- und Unterstützungsange-
bote, die „aus einer Hand“ angeboten 
werden, Familien besser erreichen. 
Um Familien den Zugang zu Alltags-
hilfen zu erleichtern, bedarf es daher 
einer wohnortnahen Lösung, die si-
cherstellt, dass Familien diesen Ort 
nicht wegen einer Hilfe aufsuchen, 
sondern Hilfe im Zusammenhang 
mit einem regelmäßigen Kontakt in 
Anspruch genommen werden kann. 
Solche Möglichkeiten bieten die Ta-
geseinrichtungen für Kinder:

Sie sind der Ort, der von Eltern pri- ■

mär nicht als Ort der Hilfe sondern 
vor allem als Ort der Förderung 
ihres Kindes erfahren wird und 

dem sie großes Vertrauen ent-
gegen bringen;
sie liegen im direkten fußläufigen  ■

Umfeld der Familie und sind daher 
ein Ort der kurzen Wege;
Eltern suchen die Einrichtung  ■

selbst aus und entscheiden sich 
freiwillig, ob und wie lange sie ihr 
Kind dort hinbringen;
der Besuch einer Tageseinrichtung  ■

gehört inzwischen zur akzeptierten 
Normalität; Eltern brauchen sich in 
der Nachbarschaft etc. nicht mehr 
zu rechtfertigen, wenn sie ihr Kind 
in den Kindergarten bringen;
Eltern wenden sich in Alltagskon- ■

flikten häufig direkt an die ihnen 
vertraute Erzieherin und erhalten 
Rat im Umgang mit diesen Kon-
flikten;
die Einrichtungen begleiten Kinder  ■

in der für sie wichtigsten Phase 
und können daher viel intensiver 
und vor allem kontinuierlich Ent-
wicklungen wahrnehmen und von 
sich aus Hilfe anbieten.

Mit dem KiBiz steht für die für 
frühkindliche Bildung in Nordrhein-
Westfalen mehr Geld zur Verfügung 
als jemals zuvor. So werden im Kin-
dergartenjahr 2008/2009 über 1 
Milliarde Euro Landesmittel für die 
Kindertagesbetreuung zur Verfügung 
gestellt. Dies waren allein im Jahr 
2008 rund 200 Millionen Euro mehr 
als im Vorjahr. Und dies obwohl die 
Kinderzahlen immer weiter zurück-
gehen. Von heute bis zum Jahre 2010 
wird es rund 67.400 weniger Kinder 
zwischen 3 und 6 Jahren geben und 
dennoch gibt das Land immer mehr 
Geld pro Kind aus. Dies gilt auch für 
die Kommunen.

Ein wichtiger Baustein ist der Ausbau 
der Betreuungsplätze für die unter-
dreijährigen Kinder. So stehen im Kin-
dergartenjahr 2008/2009 insgesamt 
rund 58.800 Plätze in Kindertagesein-
richtungen und in der Kindertagespfle-
ge zur Verfügung. Im Kindergartenjahr 
2009/2010 werden insgesamt 86.000 
Plätze für die Betreuung der Unter-
dreijährigen zur Verfügung stehen, 
davon 66.000 Plätze in Betreuungs-
einrichtungen und 20.000 Plätze in 
der Tagespflege. Ziel ist, im Jahr 2013 
für rund ein Drittel der unterdreijäh-
rigen Kinder einen Betreuungsplatz 
anbieten zu können, um damit den 
Rechtsanspruch für die ein- und zwei-
jährigen Kinder, der mit dem Kinder-
förderungsgesetz  (KiföG) eingeführt 
wird, auch tatsächlich zu realisieren.

Kinder früher fördern
Das neue KinderBildungsgesetz in Nordrhein-Westfalen
Mehr Chancen, mehr Gerechtigkeit, mehr Bildung

www.mgffi .nrw.de
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Mit dem KiBiz steht für die für 
frühkindliche Bildung in Nordrhein-
Westfalen mehr Geld zur Verfügung 
als jemals zuvor. So werden im Kin-
dergartenjahr 2008/2009 über 1 
Milliarde Euro Landesmittel für die 
Kindertagesbetreuung zur Verfügung 
gestellt. Dies waren allein im Jahr 
2008 rund 200 Millionen Euro mehr 
als im Vorjahr. Und dies obwohl die 
Kinderzahlen immer weiter zurück-
gehen. Von heute bis zum Jahre 2010 
wird es rund 67.400 weniger Kinder 
zwischen 3 und 6 Jahren geben und 
dennoch gibt das Land immer mehr 
Geld pro Kind aus. Dies gilt auch für 
die Kommunen.

Ein wichtiger Baustein ist der Ausbau 
der Betreuungsplätze für die unter-
dreijährigen Kinder. So stehen im Kin-
dergartenjahr 2008/2009 insgesamt 
rund 58.800 Plätze in Kindertagesein-
richtungen und in der Kindertagespfle-
ge zur Verfügung. Im Kindergartenjahr 
2009/2010 werden insgesamt 86.000 
Plätze für die Betreuung der Unter-
dreijährigen zur Verfügung stehen, 
davon 66.000 Plätze in Betreuungs-
einrichtungen und 20.000 Plätze in 
der Tagespflege. Ziel ist, im Jahr 2013 
für rund ein Drittel der unterdreijäh-
rigen Kinder einen Betreuungsplatz 
anbieten zu können, um damit den 
Rechtsanspruch für die ein- und zwei-
jährigen Kinder, der mit dem Kinder-
förderungsgesetz  (KiföG) eingeführt 
wird, auch tatsächlich zu realisieren.

Die Familienzentren sind ein wichtiges 
Markenzeichen für Nordrhein-West-
falen. Im Kindergartenjahr 2008/09 
wurden bereits rund 1.500 Familien-
zentren in Nordrhein-Westfalen ein-
gerichtet. Damit konnte die Hälfte der 
Zahl der Familienzentren verwirklicht 
werden, die das Land bis zum Jahr 
2012 schaffen will. Rund 3.000 Tages-
einrichtungen für Kinder werden zu 
Familienzentren weiterentwickelt. Da-
mit wird das kommunale Präventions-
netz ausgebaut und qualifiziert.

Die Familienzentren unterstützen Kin-
der und ihre Familien umfassend. Sie 
stellen nicht nur die Betreuung und 
vorschulische Erziehung und Bildung 
der Kinder sicher, sondern helfen 
auch Eltern bei Erziehungsfragen und 
alltäglichen Problemen. So können 
Eltern im Familienzentrum Gespräche 
mit der Familien- und Erziehungs-
beratung führen, Eltern-Kompetenz-
Kurse oder Eltern-Kind-Gruppen der 
Familienbildung besuchen und eine 
Sprach- und Leseförderung zum Teil 
gemeinsam mit ihrem Kind wahrneh-
men. Ebenso stehen Sport-, Bewe-
gungs- und Freizeitaktivitäten und Ge-
sundheits- und Ernährungskurse auf 
dem Programm. Die Idee der Familien-
zentren ist es, der ganzen Familie eine 
verlässliche Anlaufstelle für Alltagsfra-
gen in ihrem Stadtteil zu bieten. 

Großer Wert wird außerdem auf die 
Unterstützung der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf gelegt. Deshalb 
gehört die Vermittlung von Tagesmüt-
tern und -vätern zum Pflicht-Angebot 
der Familienzentren. Ebenso werden 
in fast allen Familienzentren eine 
Notfall-Betreuung und Betreuung für 
unter Dreijährige angeboten. Teilweise 
gibt es auch eine Betreuung bis in 
die Abendstunden hinein und am Wo-
chenende. 

Die Einführung der Familienzentren 
ist auch für Menschen mit Zuwande-
rungsgeschichte ein Meilenstein auf 
dem Weg zu mehr Chancengleich-
heit. In den Familienzentren werden 
Zuwandererfamilien zielgerichtet an-
gesprochen. Vor allem in Stadtteilen, 
in denen sie eine große Gruppe dar-
stellen, ist die Berücksichtigung ihrer 
Interessen zur Selbstverständlichkeit 
geworden.

Frühförder-
stellen

Familien-
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Die Förderung der Familien in den Fa-
milienzentren setzt ein klares Signal: 
Nordrhein-Westfalen macht seine Fa-
milien stark. Das ist der Grund, warum 
das Landesprogramm „Familienzent-
rum NRW“ bundesweit ein hohes Maß 
an Anerkennung erfährt und andere 
Bundesländer zwischenzeitlich dieses 
Modell übernehmen.

Weitere Informationen über: 
www.familienzentrum.nrw.de

Stärkung der  
Familienbildung und  
Qualifizierung von  
Fachkräften

Im Bereich der Familienbildung wur-
den 2006, 2007 und 2008 zusätzlich 
zur regulären Förderung nach dem 
Weiterbildungsgesetz Mittel (jeweils 
600.000 Euro) zur Verfügung gestellt. 
Mit diesen Mitteln wurden u.a. Ange-
bote zur Stärkung der „Elternkompe-
tenz“ nach bestehenden Konzepten 
(z.B. „Starke Eltern, starke Kinder“) 
gefördert.

Im Bereich des Gesundheitswesens 
hat das Ministerium für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales (MAGS) die 
Akademie für das öffentliche Gesund-
heitswesen (AföG) beauftragt, ein 
Curriculum zu erarbeiten mit dem 
Ziel, die im kinder- und jugendmedi-
zinischen Dienst der unteren Gesund-
heitsbehörden tätigen Beschäftigten 
für das Erkennen der Merkmale von 
Vernachlässigung/Misshandlung zu 
sensibilisieren und für die Entwicklung 
und Anwendung geeigneter Hand-
lungsstrategien, z.B. für den Umgang 
mit den betroffenen Eltern, zu befähi-
gen.
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Modellprojekt „Kommu­
nales Management für 
 Familien – Komma FF“

Damit Familienpolitik und familien-
freundliche Strukturen noch stärker in 
der kommunalen Politik verortet wer-
den, hat die Landesregierung mit dem 
Modellprojekt „Kommunales Manage-
ment für Familie – Komma, FF“ dazu 
beigetragen, Kommunen beim Aufbau 
einer kommunalen Familienpolitik zu 
unterstützen. 

Zentrale Elemente von „Komma FF“ 
sind die Entwicklung einer EDV-ge-
stützten kommunalen Familien-
berichterstattung, die Erarbeitung 
von Strategien für kommunales 
Management für Familien als expe-
rimentelle Verwaltungsform und ein 
Qualifizierungskurs zum kommunalen 
Familienmanager. Das EDV-gestützte 
Format einer kommunalen Familien-
berichterstattung steht inzwischen 
allen Kommunen in Nordrhein-West-
falen gegen finanzielle Beteiligung zur 
Verfügung. Der Qualifizierungskurs 
„Kommunales Management für Fami-
lien“ wurde aufgrund seiner großen 
Resonanz bereits zum dritten Mal 
durchgeführt.

Weitere Informationen:  
www.familie-in-nrw.de.  
Das Online-Angebot mit Newsletter 
hält umfassende Basisinformatio-
nen rund um das Thema kommuna-
ler Familienpolitik vor.

Im Rahmen der neu aufgelegten Lan-
desinitiative „Familie kommt an – in 
Nordrhein-Westfalen“ hat das Mi-
nisterium für Generationen, Familie, 
Frauen und Integration diesen Bedarf 
der Kommunen mit der Einrichtung 
des Informations- und Qualifizie-
rungszentrums für Kommunen (IQZ) 
aufgegriffen. Die beim Zentrum für 
Ruhrgebietsforschung (ZEFIR) an der 
Ruhr-Universität Bochum angesiedel-
te Anlaufstelle bietet Informationen, 
Qualifizierung und Beratung für alle 
auf kommunaler Ebene familienpoli-
tisch relevanten Handlungsfelder an. 
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Neben Präventionskonzepten, die alle 
Familien erreichen wollen, werden seit 
einiger Zeit auch Ansätze erprobt, bei 
denen es darum geht, gezielt auf El-
tern zuzugehen, die sich in belasteten 
Lebenslagen befinden, die bisweilen 
die vorhandenen Angebote nicht ken-
nen, dazu keinen Zugang haben und 
die darauf angewiesen sind, dass sie 
zur Annahme solcher Angebote ermu-

tigt werden. Soziale Frühwarnsysteme 
sind der „Schlüssel“ für eine frühzeiti-
ge Verhinderung von Kindesvernach-
lässigung. Sie können Belastungssi-
tuationen von Familien früh erkennen 
und passende Hilfen geben. Hilfen, die 
wirken, bevor aus kleinen Problemen 
große Krisen werden. 

Soziale Frühwarnsysteme
 
Diese Form einer zielgruppenspe-
zifischen Prävention geschieht vor 
allem im Rahmen sozialer Frühwarn-
systeme: Fachkräfte (z.B. Ärztinnen 
und Ärzte, Hebammen, Erzieherin-
nen und Erzieher sowie Lehrerinnen 
und Lehrer) mit denen Mütter, Väter 
frühzeitig zu tun haben, aber auch 
engagierte Einzelpersonen (z.B. aus 
dem Kinderschutzbund o.ä.) müssen 
befähigt werden, Kindeswohlgefähr-
dungen (besser) zu erkennen und die 
Eltern frühzeitig auf geeignete An-
gebote hinzuweisen und Kontakt zu 
den unterstützenden Organisationen 
(Jugendämtern, Wohlfahrtsverbänden, 
Jugendverbänden usw.) herzustellen. 
Diese Organisationen müssen kurz-
fristig und verlässlich Kontakt aufneh-
men und Unterstützungsangebote, die 
den spezifischen Lebenslagen und Be-
dürfnissen der Eltern gerecht werden, 
organisieren.

Soziale Frühwarnsysteme sind ein ver-
bindliches und integriertes Konzept 
eines präventiven Kinderschutzes vor-
nehmlich für die frühe Kinderphase. 
Durch das soziale Frühwarnsystem 
werden die Maßnahmen der Gesund-
heitshilfe, der Jugendhilfe sowie Hilfen 
für Kinder mit Behinderung eng ver-
knüpft. Wichtige Schaltstellen für das 

Risiken rechtzeitig wahrnehmen  
und frühe Hilfen anbieten

Gefahrenpotenziale erkennen 
und Sensoren entwickeln. 
Wahrnehmung bewerten, 
prüfen und filtern.

Warnmeldungen an 
handlungsverpflichtete 
Institution oder Person 
weitergeben.

Zeitnahes Reagieren der eigenen 
Institution oder gemeinsam mit 
anderen Institutionen.

Soziale Frühwarnsysteme – Frühe Hilfen für Familien
Funktionsweise eines sozialen Frühwarnsystems:
Der geschlossene Reaktionskeislauf

Wahrnehmen

Warnen

Handeln

Evaluation der Sozialen Frühwarnsysteme durch die Universität Münster 
(Prof. Böttcher)

Die Evaluation wird von Professor Wolfgang Böttcher und seinem Team von der 
Westfälischen Wilhelms-Universität Münster durchgeführt. Das Vorhaben hat 
eine Laufzeit von drei Jahren. Bund und Land finanzieren das Projekt gemein-
sam. 

Ziel ist es, herauszufinden, wie wirksam die bestehenden Sozialen Frühwarn-
systeme sind und wie sie riskantes Erziehungsverhalten von Eltern verändern 
können. Acht Soziale Frühwarnsysteme aus Nordrhein-Westfalen nehmen an 
dem Projekt teil (Stadt Bielefeld, Stadt Gütersloh, Kreis Mettmann und der 
Diözesan-Caritasverband Köln mit den Standorten Bonn, Remscheid, Rhei-
nisch-Bergischer-Kreis, Kreis Euskirchen und Rhein-Sieg-Kreis). Das Projekt 
wird gemeinsam mit dem Land Schleswig-Holstein durchgeführt. Dort wird das 
Schutzengelprogramm beforscht, in dem Hebammen benachteiligte Familien 
begleiten. Der Blick über Ländergrenzen hinweg ermöglicht ein breites Erfah-
rungswissen und erweitert die Perspektive für den Kinderschutz. 

Das neue Projekt rundet die vorbildlichen Aktivitäten der Landesregierung zum 
Sozialen Frühwarnsystem ab.
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soziale Frühwarnsystem sind die in 
diesen Feldern tätigen Personen, die 
in der Regel einen unkomplizierten 
Zugang zu sozial belasteten Familien 
haben. Durch sie kann Beratung, 
Unterstützung und Hilfe unmittelbar 
im Lebensumfeld der Betroffenen er-
öffnet werden.

Ausgehend von den seit 2001 in Nord-
rhein-Westfalen erprobten Ansätzen 
werden Soziale Frühwarnsysteme 
flächendeckend weiter entwickelt, 
zielgruppenbezogen verbessert und 
die Unmittelbarkeit der Reaktion der 

zuständigen Behörden (Jugendämter, 
Gesundheitswesen) durch eine „Geh-
struktur“ erhöht. Aus dem Aktionsplan 
„Frühe Förderung“ wurden 2007 und 
2008 Mittel für eine Anschubfinanzie-
rung (jeweils 1,2 Millionen Euro) der 
Sozialen Frühwarnsysteme in jedem 
Jugendamtsbezirk und zur Weiterent-
wicklung bestehender Ansätze sowie 
für eine Qualifizierungsoffensive bereit 
gestellt. Damit sollten Bemühungen 
der Kommunen bei der Schaffung 
eines Frühwarnsystems unterstützt 
werden. Dabei sollten folgende Aspek-
te berücksichtigt werden:

verbindliche Kooperation von Ge- ■

sundheits-, Kinder- und Jugendhilfe,
Konzentration auf Präventions- ■

strategien,
zugehende Hilfen unter Einbezug  ■

des Ehrenamtes und
Entwicklung von Handlungsstrate- ■

gien für besondere sozialräumliche 
Risikolagen. 

Im Jahr 2007 haben zahlreiche Ju-
gendämter diese Landesmittel für den 
Aufbau kommunaler Frühwarnsyste-
me in Anspruch genommen. Weitere 
Jugendämter haben im Jahr 2008 die 
Möglichkeit genutzt, diese Landesmit-
tel einzusetzen.

Durch Information und Beratung der 
Kommunen durch die Servicestelle 
beim Institut für soziale Arbeit in 
Münster und die Anschubfinanzierung 
des Landes wurde der flächendecken-
de Ausbau der Sozialen Frühwarnsys-
teme in Nordrhein-Westfalen forciert.

www.soziales-fruehwarnsystem.de
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Herner Materialien
 
In einem der sechs Modellvorhaben 
zur Entwicklung Sozialer Frühwarn-
systeme in Nordrhein-Westfalen, dem 
Standort Herne, wurden Materialien 
zum Umgang mit Verhaltensauffällig-
keiten bei Kindern in Kindertages-
einrichtungen entwickelt, die sich in 
der Erprobung bewährt haben. Für 
Erzieherinnen und Erzieher bieten 
diese Materialien Arbeitshilfen für 
den Umgang mit verhaltensauffälligen 
Kindern und sensibilisieren für eine 
frühe Wahrnehmung von Signalen, 
die auf die Gefährdung eines Kindes 
hindeuten können. Das Handbuch 
enthält unter anderem Anhaltspunkte 
und Checklisten zur Beobachtung und 
Einschätzung kindlichen Verhaltens, 
Hinweise zur pädagogischen Interven-
tion, zur Einbeziehung der Eltern und 
externer Fachdienste sowie Konzepte 
für Schulungen. Riskante Entwicklun-
gen sowie Probleme von Kindern und 
Familien sollen in einem möglichst 
frühen Stadium erkannt, Handlungs-
bedarf aufgezeigt und Hilfen leichter 
zugänglich gemacht werden. Darauf 
aufbauend hatte der Fachbereich 
Kinder – Jugend – Familie der Stadt 
Herne mit dem Ziel einer frühzeitigen 
Erkennung und Bearbeitung von Ver-
haltensauffälligkeiten im Vorschulalter 
ein Netzwerk mit den Kindertages-
stätten als Kern aufgebaut.

0
I
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Die Herner Materialien 
zum Umgang mit Verhaltensau�älligkeiten 
in Kindertageseinrichtungen
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Die „Herner Materialien“ sind das 
Ergebnis eines Praxisentwicklungs-
projektes, das gefördert vom Institut 
für Soziale Arbeit e.V. in Kooperation 
mit der Stadt Herne als Projektstand-
ort und dem Institut für Arbeit und 
Qualifikation der Universität Duisburg-
Essen durchgeführt  und vom Ministe-
rium für Generationen, Familie, Frauen 
und Integration gefördert wurde. Mit 
Hilfe der überarbeiteten und durch Er-
fahrungen bereicherten „Herner Mate-
rialien“ konnten und können weiterhin 
landesweit soziale Frühwarnsysteme 
gestärkt werden.

Alle Kindertageseinrichtungen und Fa-
milienzentren in Nordrhein-Westfalen 
erhielten 2008 vom Land die „Herner 
Materialien“ (CD mit Begleitbuch). 

Darüber hinaus fanden von 2006 bis 
2008 vielfältige Informationsveran-
staltungen und intensive einrichtungs-
bezogene Einführungen statt. 

Ergänzend zu den Herner Materialien, 
die sich im Kern auf die Altersgrup-
pe der drei- bis unter sechsjährigen 
Kinder beziehen, wurde vom Verband 
alleinerziehender Mütter und Väter 
Landesverband Nordrein-Westfalen 
ein Fortbildungsmodul entwickelt, das 
die spezifische Situation von Kindern 
unter drei Jahren in den Blick nimmt. 
Eine Zielgruppe, die schon immer im 
Blick der Tagespflege war, nun aber 
auch verstärkt in den Kindertagesein-
richtungen Aufnahme findet.

Handlungskompetenz
bei Kindeswohlgefährdung
im Kontext der
Kindertagespflege
Fortbildungsmodul  
für Tagespflegepersonen

von Antje Beierling und 
Annerose Kiewitt
Verband alleinerziehender Mütter und Väter  
Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V.

herausgegeben vom 
Institut für soziale Arbeit e.V.

Handlungskompetenz
bei Kindeswohlgefährdung
im Kontext der
Kindertagespflege

Fortbildungsmodul  
für Tagespflegepersonen
Früherkennung von Risikomerkmalen  
zur Kindeswohlgefährdung

Stärkung der Wahrnehmungs- und  
Beobachtungsfähigkeit

Sicherheit im Handeln
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„Die Sorge für das Wohl der Schüle-
rinnen und Schüler erfordert es, je-
dem Anschein von Vernachlässigung 
und Misshandlung nachzugehen. Die 
Schule entscheidet rechtzeitig über 
die Einbeziehung des Jugendamtes 
oder anderer Stellen.“ (§ 42 Abs. 6 
Schulgesetz Nordrhein-Westfalen)
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Kinderschutz macht 
Schule

Kinderschutz ist eine wichtige Auf-
gabe auch an Schulen. Die Verantwor-
tung der Schule für die ihr anvertrau-
ten Kinder und Jugendlichen wurde 
durch das am 01.08.2006 in Kraft ge-
tretene Schulgesetz des Landes Nord-
rhein-Westfalen gestärkt. So sollen 
insbesondere Lehrerinnen und Lehrer 
sowie die pädagogischen und sozial-
pädagogischen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter Hinweise auf Vernachläs-
sigung und Misshandlung (z.B. auffäl-
lige Fehlzeiten oder Verhaltensweisen) 
aufnehmen, angemessen hinterfragen 
und auf eine Klärung hinwirken. Hierzu 
gehört die Information des Jugendam-
tes ebenso wie die Einschaltung der 
Polizei, des Gesundheitsamtes und 
anderer Institutionen. 

Vorrangiges Ziel dieser gesetzlichen 
Änderung ist es, den Schutz von Kin-
dern und Jugendlichen bei Gefahren 
für ihr Wohl zu verbessern sowie 
bestehende Hilfeleistungen so zu op-
timieren, dass Gefahrensituationen 
früher erkannt und erfasst werden. 
Verbindliche Kooperationen mit ver-
lässlichen Reaktionsketten sind für 
einen wirkungsvollen Kinderschutz 
unerlässlich. 

Seit 2006 wurden im Rahmen des 
Projektes „Frühe Förderung von 
Kindern durch Auf- und Ausbau der 
Kinderschutzarbeit im Rahmen der of-
fenen Ganztagsgrundschule in NRW“ 
(gefördert durch das Ministerium für 
Generationen, Familie, Frauen und 
Integration des Landes Nordrhein-
Westfalen sowie das Ministerium für 
Schule und Weiterbildung des Landes 
Nordhein-Westfalen) Informations- 
und Fortbildungsveranstaltungen für 
Lehrerinnen und Lehrer und pädago-

gische Fachkräfte in Ganztagsschulen 
in allen Regierungsbezirken angebo-
ten. Aufgrund der großen Resonanz 
wurden im Rahmen des Projektes 
„Kinderschutz als Aufgabe der offenen 
Ganztagsschule“ diese Informations-
veranstaltungen zur Qualifizierung von 
Lehr- und Fachkräften fortgesetzt und 
auf die Schulen der Sekundarstufe I 
ausgedehnt.

Der GanzTag in NRW
Beiträge zur 
Qualitätsentwicklung

Herausgeber der Reihe:
Institut für soziale Arbeit e.V.
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Kinderschutz in der 
Schule gemeinsam 
gestalten

Gesetzliche Grundlagen 
Begriffsbestimmungen 
Handlungsschritte

„Die Sorge für das Wohl der Schüle-
rinnen und Schüler erfordert es, je-
dem Anschein von Vernachlässigung 
und Misshandlung nachzugehen. Die 
Schule entscheidet rechtzeitig über 
die Einbeziehung des Jugendamtes 
oder anderer Stellen.“ (§ 42 Abs. 6 
Schulgesetz Nordrhein-Westfalen)

Die Materialien können unter  
www.soziales-fruehwarnsystem.de 
und www.kindesschutz.de herunter-
geladen werden.
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Auch im Rahmen von Informationen 
und Beratungen der Serviceagentur 
„Ganztägig lernen in Nordrhein-West-
falen“ am Institut für soziale Arbeit 
e.V. zeigt sich ein sehr hohes Interesse 
und eine hohe Bereitschaft auf Seiten 
der Schulen zur Kooperation mit der 
öffentlichen Jugendhilfe, um einen 
qualifizierten Beitrag zum Kinder-
schutz leisten zu können. 

Um den gesetzlichen Auftrag des 
Schutzes von Kindern und Jugend-
lichen auch auf den Bereich Schule zu 
erweitern und an den Schulen vor Ort 
angemessen umzusetzen, sind seit 
einiger Zeit verschiedene Kommunen 
dazu übergegangen, in Anlehnung an 
§ 8a Abs. 2 SGB VIII Vereinbarungen 
zwischen Jugendämtern und Schulen 
vorzubereiten. Teilweise sind diese Ver-
einbarungen auch schon abgeschlos-
sen worden. 

Weiter ist eine Intensivierung von Ko-
operationsbestrebungen zwischen Ju-
gendhilfe und Schule auch im Rahmen 
der Etablierung von sozialen Frühwarn-
systemen zu beobachten. Auch hier 
bildet der Abschluss eines Kontraktes 
bzw. einer Vereinbarung zwischen den 
Protagonisten den Rahmen für verläss-
liche Kooperationen. Beispielhaft kön-
nen hier Ibbenbüren und Dortmund als 
Kommunen angeführt werden.

Die Landesregierung unterstützt die 
Schulen auch mit Qualifizierungsange-
boten. Jeweils im Herbst eines jeden 

Jahres werden Fachveranstaltungen für 
Ansprechpartnerinnen und Ansprech-
partner in den Schulen sowie interes-
sierte Multiplikatorinnen und Multi-
plikatoren aus der Fachberatung der 
Jugendhilfe oder den Kompetenzteams 
der Lehrerfortbildung durchgeführt.  

www.kindesschutz.de 
www. ganztag.nrw.de 
www.nrw.ganztaegig-lernen.de
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Dort, wo die Verwirklichung des Rechts 
auf Entfaltung der jungen Menschen 
gefährdet ist, wo durch Vernachlässi-
gung, Misshandlung, Missbrauch, wo 
durch Gewalt gegenüber Kindern und 
Jugendlichen entsprechende Angebote 
allein nicht ausreichen, um das Recht 
der jungen Menschen zu sichern, ist 
es notwendig, durch Interventionen 
dem vorrangigen Recht junger Men-
schen zum Durchbruch zu verhelfen. 
Die Möglichkeit zu Eingriffen ist für 
die Fachkräfte eine professionelle He-
rausforderung. Die notwendigen Inter-
ventionen müssen offensiv, zeit- und 
zielgerichtet im Interesse der Kindes-
wohlsicherung gestaltet werden. Denn 
es geht meist nicht nur um die einfa-
che Herausnahme des Kindes, sondern 
zugleich darum, das Erziehungs- und 
Betreuungssystem so zu stabilisieren 
und zu gestalten, dass die Eltern ihre 
primäre Aufgabe und ihnen obliegende 
Pflicht zur Erziehung ihrer Kinder wie-
der wahrnehmen können.

Auch wenn präventive Angebote und 
soziale Frühwarnsysteme verfügbar 
sind, wird es immer wieder Situationen 
geben, in denen mit diesen Maßnah-
men allein das Kindeswohl nicht ge-
währleistet werden kann. 

Gefahren erkennen und professionell helfen

Das staatliche Wächteramt
 
Der Schutz von Kindern und Jugend-
lichen gehört zu den zentralen Aufga-
ben der Kinder- und Jugendhilfe – und 
hier vor allem des Jugendamtes. Die 
öffentliche Kinder- und Jugendhilfe hat 
in besonderer Weise in Ausübung des 
„staatlichen Wächteramtes“ (Artikel 6, 
Abs. 2 Grundgesetz) den Schutz von 
Kindern und Jugendlichen zu sichern.

Die Novelle zum Kinder- und Jugendhil-
fegesetz vom Oktober 2005, das KICK 
(Kinder- und Jugendhilfeweiterentwick-
lungsgesetz), hat hier eine deutliche 
Akzentuierung auf die Verstärkung des 
Kinderschutzes gegeben. Mit dem Ziel, 
die Aufgabe des Kinderschutzes noch 
deutlicher im Gesetz zu verankern, ist 
ein neuer Paragraph 8a in das SGB VIII 
eingefügt worden.

Diese Gesetzesbestimmung verpflich-
tet die Jugendämter zu verbindlichen 
und geregelten Verfahren zur Siche-
rung des Schutzauftrages bei Kindes-
wohlgefährdungen, eröffnet hierzu 
datenschutzrechtliche Zugänge und 
Möglichkeiten und „verlängert“ diesen 
Kinderschutzauftrag in den Aufgaben- 
und Verantwortungsbereich freier 
Träger hinein. 

Hier sagt das Gesetz eindeutig, dass 
„in Vereinbarungen mit den Trägern 
von Einrichtungen und Diensten, die 
Leistungen nach diesem Buch erbrin-
gen, (...) sicherzustellen (ist), dass 
deren Fachkräfte den Schutzauftrag 
nach Absatz 1 in entsprechender 
Weise wahrnehmen“ (§ 8a Absatz 2 
SGB VIII). Zudem werden – wohl um 
dem Auftrag Nachdruck und Verbind-
lichkeit zu verleihen – in den neuen 

(§ 8a Abs. 1 SGB VIII) Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 
„Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls 
eines Kindes oder Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefährdungsrisiko im 
Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte abzuschätzen. Dabei sind die Personen-
sorgeberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche einzubeziehen, soweit 
hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage 
gestellt wird. Hält das Jugendamt zur Abwendung der Gefährdung die Gewährung 
von Hilfen für geeignet und notwendig, so hat es diese den Personensorgeberech-
tigten oder den Erziehungsberechtigten anzubieten.“
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Gesetzesbestimmungen auch gleich 
Inhalte und Verfahren dieses wahrzu-
nehmenden Schutzauftrags verbind-
lich vorgegeben.

Es ist deutlich zu erkennen, dass viel-
fältige Aktivitäten zur Verbesserung 
des Kinderschutzes in der kommu-
nalen Praxis diskutiert wurden und 
in vielen Regionen auch schon in der 
Umsetzung befindlich sind (z. B. Um-
setzung von Vereinbarungen nach § 
8a SGB VIII, Qualifizierung von Fach-
kräften, Personalverstärkung im all-
gemeinen/kommunalen Sozialdienst, 
bei Fachdiensten und freien Trägern, 
Ausbau präventiver Angebote und 
weiterer familienunterstützender An-
gebote.

Umsetzungsprobleme bzw. Um-
setzungsgrenzen können daraus 
resultieren, dass die kommunalen 
Haushalte nicht in jedem Fall einen 
wünschenswerten und nachhaltigen 
Ausbau der präventiven, unterstützen-
den und intervenierenden Leistungen 
kurzfristig zulassen und zum anderen 
natürlich auch in der Praxis der „neue 
Kinderschutz“ nur dann greift, wenn 
dies auch im Können und Wollen der 
hier jeweils handlungsverpflichteten 
Fachkräfte sicher verankert ist. 

Durch die in vielen Kommunen gegen-
wärtig diskutierten bzw. auch schon 
vollzogenen Personalaufstockungen 
werden schon jetzt erkennbar bessere 
Voraussetzungen dafür geschaffen, 
damit die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter im Allgemeinen Sozialen 
Dienst der anspruchsvoller gewor-
denen Kinderschutzaufgabe gerecht 
werden können – auch als Partner 
für die Fachkräfte und die Träger der 
freien Kinder- und Jugendhilfe. 

Dem allgemeinen/kommunalen So-
zialdienst bei den Jugendämtern und 
den Fachkräften bei den freien Trägern 
der Kinder- und Jugendhilfe kommt 
eine besondere und herausgehobene 
Bedeutung bei der Sicherung des 
Kinderschutzes (Abwendung von Kin-
deswohlgefährdung) zu. Vor diesem 
Hintergrund hat das Land Nordrhein-
Westfalen die Landesjugendämter 
beauftragt, Arbeitsmaterialien und 

Empfehlungen zur Verbesserung des 
„Risikomanagements“ in den Institu-
tionen zu erarbeiten.

Trotz aller noch möglichen Verbes-
serungen des Kinderschutzes muss 
darauf hingewiesen werden, dass im 
Kontext eines Eltern unterstützenden 
und aktivierenden Ansatzes das Risiko 
von (auch tödlichen) Kindeswohl-
gefährdungen nicht in jedem Fall „auf 
Null“ reduziert werden kann. In aller 
Regel gibt es zunächst nur erste Hin-
weise darauf, dass das Kindeswohl 
nicht gesichert ist (§ 27 Absatz 1 SGB 
VIII). Dies verpflichtet das Jugendamt 
zwar zu aktivem Handeln (Angebot 
von Hilfen an die Eltern), gibt aber 
noch keine Rechtfertigung für Inter-
ventionen gegen den Willen der Eltern. 
Hier kann es im Zeitablauf durchaus 
Schwankungen zwischen partiellen 
Verbesserungen, positiven Verände-
rungen und auch nicht immer vorher-

Das Bundeskabinett hat am 21. Januar 2009 den Entwurf eines Kinderschutz-
gesetzes beschlossen. Der Gesetzentwurf geht zurück auf eine Besprechung der 
Bundeskanzlerin mit den Regierungschefs der Länder am 12. Juni 2008 in Berlin 
und stellt die Umsetzung der seinerzeit beschlossenen gesetzlichen Regelungen 
zur Verbesserung des Kinderschutzes dar. Der Entwurf sieht u.a. eine bundesein-
heitliche Regelung zur Beratung und Weitergabe von Informationen bei Kindes-
wohlgefährdung durch Geheimnisträger vor und regelt im Zusammenhang damit 
die Informationspflichten für andere Berufsgruppen. Darüber hinaus regelt er 
das Verfahren zur Einschätzung der Kindeswohlgefährdung und die dazu erfor-
derlichen Schritte in § 8a SGB VIII.
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sehbaren Rückschlägen geben. Und 
gerade bei Säuglingen und Kleinkin-
dern ist es ein sehr kleines „Zeitfens-
ter“ in dem eine Mangelversorgung 
(Wohl des Kindes nicht gesichert) in 
eine „Kindeswohlgefährdung“ (Schä-
digung von nachhaltiger und dauer-
hafter Wirkung) umschlägt.

Diese Spannung von „zu früh“ oder 
„zu spät“, von „Fordern und Fördern“ 
stellen Jugendämter vor große He-
rausforderungen. Daher gilt immer 
zu beachten, dass ein guter Kinder-
schutz sich immer in einer Balance 
von Dienstleistung (Förderung) und 
Schutzauftrag (bei Kindeswohlgefähr-
dung) realisiert.

Zertifizierte  
Kinderschutzfachkräfte

Um die Sensibilität für Fragen des 
Kinderschutzes zu steigern und die 
Wahrnehmungsfähigkeit für Vernach-
lässigung und Misshandlung zu erhö-
hen, fördert die Landesregierung die 
Fortbildung von Fachkräften zu „Zerti-
fizierten Kinderschutzfachkräften“. 
Grundlage für diese Fortbildung ist 
das im Oktober 2005 in Kraft getrete-
ne Kinder- und Jugendhilfeweiterent-
wicklungsgesetz, das unter anderem 
den Schutzauftrag der Kinder- und 
Jugendhilfe in § 8a SGB VIII konkreti-
siert hat. 

Fortbildungen zur „Zertifizierten 
Kinderschutzfachkraft“ bieten der 
Landesverband Nordrhein-Westfalen 
des Deutschen Kinderschutzbundes 
e. V. und das Institut für soziale Arbeit 
e. V. gemeinsam mit den Landesju-
gendämtern an. Zielgruppen sind zum 
einen die Leitungskräfte der Familien-
zentren, zu deren Aufgabenfeld die 
aktivierende Elternarbeit und der Auf-
bau von familienunterstützenden so-
wie familienergänzenden Netzwerken 
gehört. Zum anderen richten sich die 
Qualifizierungen an die Koordinatoren 
und Multiplikatoren im Bereich der 
Ganztagsschule, die sich ebenfalls mit 
der Umsetzung des Kinderschutzauf-
trages beschäftigen.

Im Jahr 2007 konnten mit Hilfe der 
Landesförderung vier Zertifikatskurse 
für Fachkräfte aus Familienzentren 
und Offenen Ganztagsschulen durch-
geführt werden. Auch Multiplikatoren 
aus dem Bereich der Tagespflege 
haben an der Bildungsmaßnahme 
teilgenommen. Daraus resultierte die 
Entwicklung von Fortbildungsunter-
lagen für Tagesmütter und Tagesväter. 
Vor dem Hintergrund der großen 
Resonanz hat die Landesregierung im 
Jahr 2008 erneut vier Zertifikatskurse 
für Fachkräfte aus Familienzentren so-
wie zwei Methodentrainings für Fach-
kräfte aus Offenen Ganztagsschulen 
gefördert. Bis Ende des Jahres 2008 
wurden damit insgesamt 600 Fach-
kräfte in Nordrhein-Westfalen als Kin-
derschutzfachkraft zertifiziert.

Internet www.kindesschutz.de 

Obschon die Bereitschaft der Fach-
kräfte in der Kinder- und Jugendhilfe, 
sich hier neues und spezifisches 
Wissen anzueignen, enorm ist, gleich-
zeitig auch die Jugendämter und die 
freien Träger der Kinder- und Jugend-
hilfe dieses Qualifizierungsinteresse 
durchweg unterstützen (durch Inhou-
se-Veranstaltungen, Freistellungen 
und Finanzierungen) bleibt fest zu hal-
ten, dass eine Bedarfsdeckung noch 
nicht erreicht ist. 

Insbesondere gilt es auch zukünftig 
die Qualifizierung der Leitungskräfte 
und Erzieherinnen und Erzieher in 
Familienzentren und Kindertagesein-
richtungen, ebenso wie die der Tages-
pflegepersonen auf breiter Basis zu 
fördern.
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Wissen bereitstellen und Vernetzung fördern

Das Land fördert die Weiterentwick-
lung des Kinderschutzes in Nord-
rhein-Westfalen auch durch die 
Bereitstellung bzw. Förderung vielfäl-
tiger Informationsmaterialien. Diese 
Publikationen sollen dazu beitragen, 
die Handlungskompetenz von pädago-
gischen Fachkräften und Lehrerinnen 
und Lehrern zu stärken.

Beispielsweise genannt werden kön-
nen hier: Die vom Deutschen Kinder-
schutzbund Landesverband Nord-
rhein-Westfalen e.V. und dem Institut 
für soziale Arbeit e.V. erstellte und im 
Frühjahr 2007 vorgelegte überarbei-
tete Auflage (Gesamtauflage 40.000 
Exemplare) der Broschüre „Kindes-
vernachlässigung: Erkennen – Be-
urteilen – Handeln“. Diese Broschüre 
stellt den pädagogischen Fachkräften 
praxisbezogene Informationen zur 
frühzeitigen Erkennung von Kindern in 
Risikolagen und zu konkreten Hand-
lungsmöglichkeiten zur Verfügung.

Kindesvernachlässigung
Erkennen – Beurteilen – Handeln

Die Vernachlässigung von Kindern war lange Zeit in der Bundesrepublik ein wenig beach-

tetes Phänomen. Die bei uns seit einigen Jahren deutlicher und intensiver öffentlich ge-

führten Kinderschutzdiskussionen kreisten wesentlich um das Problem der Kindesmisshand-

lung und des sexuellen Missbrauchs von Kindern. 

Tragische Todesfälle vernachlässigter Kinder wie der Fall „Jessica“ sorgen seit 2005 für 

Schlagzeilen – und bei den professionellen Helferinnen und Helfern der freien und öffent-

lichen Jugendhilfe, den Pädagoginnen und Pädagogen in den Schulen sowie bei den Fach-

kräften angrenzender Institutionen (z.B. Gesundheitshilfe) für eine verstärkte thematische 

Auseinandersetzung mit diesem Problemfeld. Ob mangelhafte Pflege und Versorgung, feh-

lende Unterstützung oder unzureichende Förderung – der Vernachlässigung von Kindern 

kommt eine große Bedeutung zu. Die über die Medien bekannt gewordenen Fälle stellen 

nur die bekannte Spitze des Eisberges dar.

Dies mag damit zusammenhängen, dass gerade die Vernachlässigung von Säuglingen und 

Kleinkindern zumeist in den Familien verborgen bleibt und dass sich dieses Thema weniger 

für medienwirksame Skandalisierungen und Stilisierungen eignet – es sei denn, es kommt 

zum Extremfall: dem Tod eines Kindes. 

Der gesetzlich normierte Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung (vgl. hierzu § 8a SGB 

VIII) verdient in diesem Zusammenhang besondere Aufmerksamkeit.

Die zweite überarbeitete Auflage dieser Broschüre will die Diskussion zu diesem Thema 

weiter anregen und zu einer Weiterentwicklung der möglichen Hilfen für Kinder und ihre 

Familien beitragen.

DEUTSCHER KINDERSCHUTZBUND  LANDESVERBAND NRW E.V.
INSTITUT FÜR SOZIALE ARBEIT E. V.
IN ZUSAMMENARBEIT  MIT  DEM
MINISTERIUM FÜR GENERATIONEN, FAMILIE, FRAUEN UND 
INTEGRATION DES LANDES NORDRHEIN-WESTFALEN
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Die ebenfalls im Frühjahr 2007 vorge-
legte Broschüre „Kinderschutz macht 
Schule“ und die diese ergänzende Pu-
blikation „Arbeitshilfe zur Umsetzung 
des Kinderschutzes in der Schule“ 
(2008) zeigen mögliche Handlungs-
optionen, Prozessgestaltungen und 
Praxisbeispiele beim Anschein von 
Kindeswohlgefährdung in der offenen 
Ganztagsschule auf. 
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Förderung des fachlichen 
Austausches

Das Land wird den kontinuierlichen 
fachlichen Austausch mit den Kom-
munen und den freien Trägern der 
Kinder- und Jugendhilfe, die auf dem 
Gebiet des Kinderschutzes tätig sind, 
ausbauen.

Es bestehen regelmäßig Kontakte mit 
den Leitungen der kommunalen Ju-
gendämter und den Trägern der freien 
Jugendhilfe. Dazu hat auch der am 

26. September 2008 in Köln mit über 
350 Teilnehmerinnen und Teilnehmern 
durchgeführte Fachkongress „Stand 
und Perspektiven des Kinderschut­
zes in Nordrhein­Westfalen“ beige-
tragen. Die Dokumentation der Fach-
tagung ist unter www.isa-muenster.de 
unter Veranstaltungen/Tagungsdoku-
mentationen abrufbar.

Um auch einen Erfahrungsaustausch 
über die Landesgrenzen hinweg zu 
initiieren fördert das Ministerium für 
Generationen, Familie, Frauen und In-
tegration des Landes Nordrhein-West-
falen die Internationale Fachtagung 
„Child Protection in Europe“ (25. bis 
27. März 2009 in Münster). Veranstal-
ter dieser Tagung, an der bedeutende 
Kinderschutzexperten aus verschie-
denen Europäischen Ländern (u.a. 
Großbritannien, Finnland) mitwirken 
werden, sind die Universität Münster 
und das Institut für soziale Arbeit e.V.

Expertenkommission 
Kinderschutz

2007 hat die Landesregierung eine Ex-
pertenkommission eingerichtet. 

Die Expertenkommission besteht aus 
Vertreterinnen und Vertretern des 
Kinderschutzes, der Ärzteschaft, der 
kommunalen Spitzenverbände, der Ju-
gend-, Familien- und Gesundheitshilfe, 
der Justiz, der Schulen, der Kranken-
kassen, des Landesverbandes der 
Hebammen, der Wohlfahrtsverbände, 
der Polizei und der Kirchen. Ihre fach-
lichen Schwerpunkte ergeben sich aus 
dem Handlungskonzept der Landesre-
gierung für einen besseren und wirk-
sameren Kinderschutz. Ende 2009 
werden voraussichtlich Ergebnisse in 
Form von Empfehlungen vorliegen.

Die Expertenkommission begleitet 
und unterstützt darüber hinaus den 
weiteren Aufbau wirksamer Koopera-
tionsstrukturen.

In der Öffentlichkeit, den Me-
dien, der Kinder- und Jugend-
hilfe sowie der Gesundheitshilfe 
wird intensiv darüber diskutiert, 
wie ein wirksamer Kinderschutz 
gestaltet werden kann. Um in 
diesem wichtigen Aufgabenfeld 
Hilfen früher und wirkungsvol-
ler anbieten zu können, hat die 
Landesregierung Anfang 2007 

mit dem „Handlungskonzept für einen besseren und wirk-
sameren Kinderschutz in Nordrhein-Westfalen“ nachhaltige 
Maßnahmen und Initiativen zum Schutz von Kindern auf den 
Weg gebracht. Frühe Prävention und rasche zielgenaue Hilfe 
stehen im Vordergrund.
Gemeinsam mit den Kommunen, den Landesjugendämtern, 
den Trägern der Kinder-, Jugend- und Familienhilfe sowie der 
Gesundheitshilfe, mit Kinder- und Jugendärzten und ande-
ren mit dem Kinderschutz beauftragten Institutionen ist es 
gelungen, die notwendige Sensibilisierung für Fragen des 
Kinderschutzes zu erzeugen. Kinderschutz ist eine Quer-
schnittsaufgabe und deswegen sind Kooperation und Kom-
munikation zwischen den beteiligten Akteuren vor Ort ent-
scheidend für seinen Erfolg.
Mit dem Fachkongress „Stand und Perspektiven des Kin-
derschutzes in Nordrhein-Westfalen“ wollen wir eine Zwi-
schenbilanz zu den verstärkten Aktivitäten auf allen Ebenen 
fachlichen und politischen Handelns zur Verbesserung des 
Kinderschutzes ziehen, Beispiele gelingender Praxis vorstel-
len und uns fachübergreifend über notwendige konzeptionel-
le Weiterentwicklungen austauschen.
Ich lade Sie herzlich ein, sich an dieser Diskussion zu beteili-
gen und würde mich freuen, zu dem Fachkongress zahlreiche 
Vertreter aus Praxis und Politik, von freien und öffentlichen 
Jugendhilfeträgern, Gesundheitswesen und Justiz begrüßen 
zu können.

Armin Laschet
Minister für Generationen, Familie, Frauen und Integration 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Fachkongress
Stand und Perspektiven des
Kinderschutzes in 
Nordrhein-Westfalen

26. September 2008
Maternushaus Köln

Veranstalter:   Ministerium für Generationen, Familie, Frauen und

 Integration des Landes Nordrhein-Westfalen

Termin: Freitag, den 26. September 2008

Zeit: ganztägig (9.30 – 16.30 Uhr)

Teilnehmer/innen: 350

Teilnahmebeitrag:  20 € (incl. Tagungsmaterialien,  Getränke und 

 Verpflegung/Mittagessen). 

 Sie erhalten nach Ihrer Anmeldung eine Anmelde-

bestätigung (mit Rechnung).

Organisation:  Institut für soziale Arbeit e.V., Studtstraße 20, 

48149 Münster, Ansprechpartnerinnen:  

Magret Rieken (Organisation), Dr. Eva J. Lindner 

(Programm), Telefon 0251 925 36-0, Telefax 0251 

925 36-80, E-Mail: info@isa-muenster.de

www.mgffi.de
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und riskante Lebenssituationen von 
Kindern in Nordrhein-Westfalen. Die 
Erkenntnisse über Ursachen und Aus-
maß von Kindeswohlgefährdung im 
familiären Raum werden dargestellt 
und mögliche Handlungsoptionen 
aufgezeigt. Dabei wird insbesondere 
die Altersgruppe der 0- bis 8-jährigen 
Kinder berücksichtigt. Die Studie be-
steht aus sechs Teilstudien und wird 
im Zeitraum vom 14.07.2008 bis zum 
30.06.2009 bearbeitet. Die abschlie-
ßenden Befunde werden durch das 
Ministerium für Generationen, Familie, 
Frauen und Integration des Landes 
Nordrhein-Westfalen veröffentlicht.

Studie „Kinder in Not“
 
Im Zusammenhang mit dem Hand-
lungskonzept der Landesregierung 
für einen besseren und wirksameren 
Kinderschutz in Nordrhein-Westfalen 
hat das Land 2008 eine Studie zum 
Kinderschutz in Auftrag gegeben, um 
mehr Erkenntnisse über Ursachen, 
Ausmaß und Handlungsoptionen zu 
erhalten. Eine Arbeitgruppe aus Wis-
senschaftlern, Kinderschutzbund und 
Jugendamtsleitern hat das Konzept 
für das Untersuchungsdesign erarbei-
tet. 

Eine systematische wissenschaftliche 
Erhebung zum Ausmaß von Risikola-

gen von Kindern in Nordrhein-Westfa-
len liegt derzeit nicht vor. Zwar sind in 
einzelnen Kommunen Erkenntnisse zu 
Teilaspekten vorhanden, diese reichen 
aber für einen umfangreichen Einblick 
in die Gefährdungssituationen von 
Kindern nicht aus. 

Die mit den Untersuchungen be-
auftragten Institute (Zentrum für 
interdisziplinäre Regionalforschung, 
Bochum (ZEFIR), Deutsches Jugend-
institut e.V. (DJI) und die Technische 
Universität Dortmund (TU Dortmund), 
Institut für Sozialforschung und Ge-
sellschaftspolitik, Köln (ISG), Institut 
für Soziale Arbeit e.V., Münster (ISA)) 
untersuchen Gefährdungslagen 

In der Teilstudie Ausmaß und Um­
fang von Risikolagen von Kindern 
in Nordrhein­Westfalen werden 
durch eine Sekundäranalyse die bis-
her vorhandenen Erkenntnisse und 
Materialien zur Kindeswohlgefährdung 
zusammentragen und ausgewertet. 
Der gewonnene Überblick soll eine Ein-
schätzung der Gefährdungssituation 
der Kinder in Nordrhein-Westfalen 
ermöglichen. Es sind die Risiko- und 
Lebenslagen der Kinder darzustellen 
sowie die unterschiedlichen Erschei-
nungsformen der Kindeswohlgefähr-
dung (körperliche Misshandlung, seeli-
sche Misshandlung, Vernachlässigung, 
sexueller Missbrauch) zu berücksichti-
gen. (DJI/TU Dortmund)

In der zweiten Teilstudie Riskante 
Lebenssituationen von Kindern – im 
Spiegel von Elternbefragungen liegt 
der Fokus auf der Befragung beteilig-
ter oder betroffener Eltern im Zusam-
menhang mit Kindeswohlgefährdung. 
Zentrale Fragen sind hier, wie Eltern 
das Phänomen der Vernachlässigung 
wahrnehmen und einschätzen und wie 
sie sich zu den basalen Bedürfnissen 
verhalten. Ebenso ist herauszuarbei-
ten, welche Risikofaktoren und welche 
Konfliktlösungen Eltern kennen. (ISG 
Köln)

Die dritte Teilstudie Kindeswohlge­
fährdung – Art und Umfang im Spie­
gel der Fachkräfte aus Institutionen 
beleuchtet den Blickwinkel der Fach-
kräfte. Untersuchungsrelevante Fragen 
sind hier, woran die unterschiedlichen 
Professionen ihre Erkenntnisse fest-
machen. Gibt es hier einheitliche Kri-
terien, welche Risikoketten sehen sie 
und wie früh kann Kindeswohlgefähr-
dung erkannt werden? Daran schlie-
ßen sich Fragen zu einer möglichen 
gemeinsamen Vorgehensweise bei Kin-
derschutzproblemen an. (ISG Köln)
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Kooperation und  
Datenschutz

Für eine Steigerung der Effektivität 
des Kindesschutzes ist ein zügiger 
Informationsfluss notwendig, damit 
entsprechende Kenntnisse über mög-
liche Kindeswohlgefährdungen schnell 
an die richtige Stelle kommen. Ausge-
hend von bestehenden Regelungen zu 
wechselseitigen Informationen sind 
vornehmlich die folgenden Punkte von 
Bedeutung:

Informationsverknüpfung zwi- ■

schen Jugendhilfe und Polizei: 
Anknüpfend an die durchweg posi-
tiven Erfahrungen des Gesetzes 

gegen häusliche Gewalt sollten 
wechselseitig die Informationen 
zwischen Jugendhilfe und Polizei in 
der Weise optimiert werden, dass 
an einer klar erkennbaren, jeweils 
zentralen Stelle entsprechende 
Informationen gebündelt werden 
und dadurch eine kindeswohlsi-
chernde Melde- und Informations-
struktur entsteht. 

Informationsverknüpfung zwi- ■

schen Justiz (vornehmlich Fami-
liengerichten) und Jugendhilfe: 
Anknüpfend an vorhandene Rege-
lungen sollen dort, wo in gericht-
lichen Verfahren (vornehmlich der 
Familiengerichte, aber auch der 

Jugendgerichte) Anhaltspunkte 
für Kindeswohlgefährdung er-
kennbar werden, die Information 
der öffentlichen Jugendhilfeträger 
über solche Situationen verbessert 
werden. In den Fällen, in denen von 
den Gerichten den Jugendhilfe-
trägern Informationen mitgeteilt 
werden, haben diese wiederum die 
Gerichte über ihre Aktivitäten zu 
informieren. 

 
Die Landesregierung begrüßt in die-
sem Zusammenhang die durch das 
„Gesetz zur Erleichterung familien-
gerichtlicher Maßnahmen bei Gefähr-
dung des Kindeswohls“ (verabschie-
det vom Deutschen Bundestag am 24. 

Die vierte Teilstudie Sozialstruktu­
relle Risikoverstärker – Rahmenbe­
dingungen im Stadtteil bzw. in der 
Region thematisiert, wie sich soziale 
Rahmenbedingungen auf ein gelin-
gendes Auswachsen auswirken. Kon-
kret soll anhand von sozial bedingten 
Wohnumfeldbedingungen (z. B. Armut, 
soziale Isolation, hohe Mobilität) sowie 
anhand von Wohnungssituation und 
Wohnungsbau das Risiko der Kindes-
wohlgefährdung untersucht werden. 
(ZEFIR Bochum)

In der fünften Teilstudie Praxisrele­
vante Entwicklungen zur Minderung 
des Gefährdungsrisikos sollen neuere 
Entwicklungs- und Handlungsansätze 
im Kinderschutz in ihrer Wirksamkeit 
und in ihren Grenzen dargestellt und 
bewertet werden. Beispielhafte Ansät-
ze sind hier: Konzepte aufsuchender 
Elternkontakte, soziale Frühwarnsys-
teme, Kinderschutzarbeit im Kontext 
des Jugendamtes, Vernetzung und 
Kooperationen im Kontext der Kinder- 
und Jugendhilfe, Kooperation von Ju-
gendhilfe und Schule, Kooperation von 
Jugendhilfe und Gesundheitsbehörden 
sowie praktizierenden Ärzten. (ISA 
Münster)

Mittels Interviews werden in der 
sechsten Teilstudie Rahmenbedin­
gungen fachlichen Handelns zur 
Wahrnehmung des Schutzauftrages 
– Arbeitsbedingungen und Motiva­
tionslagen die tatsächlichen Rahmen-
bedingungen untersucht unter denen 
die Jugendämter vor Ort ihren Schutz-
auftrag wahrnehmen. Schwerpunkte 
bilden hier die Fragen nach der Ent-
wicklung der Fallzahlen, Qualifizierung 
der Mitarbeiter, Wahrnehmung der 
Fachaufsicht, Risikomanagement vor 
Ort, Umfang der Delegation der Auf-
gaben an freie Träger, Selbstverständ-
nis der freien und öffentlichen Träger, 
Anwendung von Verfahrensstandards 
oder Motivation der Mitarbeiter. (ISG 
Köln)
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Auch für den Bereich der Schule be-
stehen in Nordrhein-Westfalen keine 
datenschutzrechtlichen Hemmnisse 
im Zusammenhang mit dem Kinder-
schutz. § 42 Abs. 6 des Schulgesetzes 
für Nordrhein-Westfalen bestimmt 
hier, dass die Schulen, wenn sie re-
levante Anhaltspunkte für eine Ver-
nachlässigung oder Misshandlung von 
Kindern haben, das Jugendamt ein-
schalten können.

Schließlich ist darauf hinzuweisen, 
dass einer Übermittlung von Daten der 
Standesämter (Geburten) an die Ju-
gendämter keine Hindernisse seitens 
des Datenschutzes entgegen stehen. 
Informationen über das Leistungs-
spektrum des Jugendamtes können 
die Eltern Neugeborener in der Wahr-
nehmung ihrer Elternverantwortung 
stärken und zugleich eine Vernachläs-
sigung und Misshandlung von Kindern 
vermeiden helfen. Durch § 18 des Mel-
derechtsrahmengesetzes (Datenüber-
mittlungen an andere Behörden und 
sonstige öffentliche Stellen) ist der 
rechtliche Rahmen für die Datenüber-
mittlung seitens der Meldebehörden 
über erfolgte Geburten an Jugendäm-
ter, die dies für den präventiven Kin-
derschutz benötigen, gegeben.

April 2008) erhöhte Einbeziehung der 
Familiengerichte in die Problemabklä-
rung und die explizit ausgewiesenen 
familiengerichtlichen Maßnahmen im 
Vorfeld von massiven Eingriffen in das 
elterliche Sorgerecht.

Der Datenschutz darf den Kinder-
schutz nicht behindern. Allerdings be-
darf es hier mit Blick auf die geltenden 
Datenschutzbestimmungen keiner 
grundsätzlichen Neukonzeption. Erfor-
derlich ist, dem hier angesprochenen 
Personenkreis (u. a. Ärzte, Sozialarbei-
ter, Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder 
Jugendberater) Orientierungshilfen 
und mehr Rechtssicherheit zu geben, 
vor allem durch Information über die 
Situationen und Anlässe, die es recht-
fertigen – z.B. im Falle einer gegen-
wärtigen, nicht anders abwendbaren 
Gefahr für Leib und Leben oder eines 
anderes Rechtsguts des Kindes – eine 
Abwägung vorzunehmen. Zu verdeutli-
chen ist hier, dass eine Weitergabe von 
persönlichen Daten – an des Jugend-
amt oder das Familiengericht – in aller 
Regel zur Abwendung ernstlicher Ge-
fahren für das Kind gerechtfertigt ist 
und somit straffrei bleibt (§ 34 StGB). 
Weitere Interpretationshilfen liefert 
der Entwurf zum Kinderschutzgesetz, 
der u.a. eine bundeseinheitliche Rege-
lung zur Beratung und Weitergabe von 
Informationen bei Kindeswohlgefähr-
dung durch Geheimnisträger vorsieht.
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ämtern, der Justiz (Familiengerichte) 
und der Polizei. Eine verlässliche und 
berechenbare Zusammenarbeit al-
ler, die für das gesunde Aufwachsen 
unserer Kinder Verantwortung tragen, 
muss personenunabhängig sicherge-
stellt werden.

Hierin steckt noch einige Arbeit, da im 
konkreten Vollzug sichtbar wird, dass 
es hier Sprach-, Wahrnehmungs- und 
Deutungsprobleme gibt, die ein integ-
riertes und fein abgestimmtes koope-
ratives Handeln der Jugendhilfe mit 
dem Gesundheitswesen – aber auch 
mit Schule, Polizei und Gericht – noch 
erschweren.

Bedarfsgerechter Ausbau 
der Leistungen zur  
Förderung der  
Erziehungsfähigkeit von 
Familien 

Das Kinder- und Jugendhilfegesetz 
nennt schon heute eine Vielzahl von 
familienfördernden Leistungen (Bera-
tung, Familienbildung, Familienfreizei-
ten und Familienerholung, Entlastung 
bei Betreuung und Versorgung des 
Kindes in Notsituationen etc.). Zu Un-
recht führen jedoch diese Hilfen heute 
im Gesamtspektrum der Kinder- und 
Jugendhilfe eher noch ein „Schatten-
dasein“. Nur ein kleiner Teil der rd. 20 

werden, dass aus den Anforderungen, 
ein Kind zu versorgen, keine Überfor-
derung wird. Hierfür brauchen wir ein 
flächendeckendes System aufsuchen-
der Hilfen. Die Risiken für Kinder in 
hoch belasteten Familien müssen frü-
her und zuverlässiger erkannt werden. 
Einen wichtigen Beitrag hierzu haben 
die in Nordrhein-Westfalen schon seit 
dem Jahre 2001 erprobten und in-
zwischen in vielen Kommunen einge-
führten „Sozialen Frühwarnsysteme“ 
geleistet. Die gesetzliche Verankerung 
verbindlicher „Einladungen“, mit dem 
alle Eltern dazu angehalten werden, 
die ärztlichen Früherkennungsunter-
suchungen wahrzunehmen (U1 – U9), 
ist ein weiterer Baustein in einem 
Netzwerk präventiver Früherkennung.

Starke interdisziplinäre 
Netze für Kinder und  
Eltern 

Häufig mangelt es nicht an Hilfs- und 
Unterstützungsangeboten, aber die 
verfügbaren Hilfen sind nicht aus-
reichend und nicht verbindlich mit-
einander vernetzt und erreichen oft 
nicht Familien in riskanten Lebens-
situationen. Erforderlich ist daher eine 
engere und verbindlich vereinbarte 
Zusammenarbeit zwischen den Fach-
leuten im Gesundheitswesen, in der 
Kinder- und Jugendhilfe, den Sozial-

Soll die Verbesserung des Schutzes 
von Kindern vor Vernachlässigung, 
Missbrauch oder Misshandlung ge-
lingen, so bedarf es dazu eines um-
fassenden Gesamtkonzeptes, das alle 
Stufen der Vor- und Fürsorge umfasst. 
Dies bedeutet vor allem, dass es hier 
nicht nur um die Kriseninterventio-
nen gehen kann und darf, sondern 
auch Aspekte einer allgemeinen und 
zielgruppenspezifischen Prävention 
einschließen muss. Entscheidend 
für einen funktionierenden Kinder-
schutz ist daher ein abgestuftes und 
abgestimmtes System der Förderung 
von Kindern und Eltern, ihrer Unter-
stützung und der angemessenen und 
Problem lösenden staatlichen Inter-
vention. Dies bezieht sich insbesonde-
re auf folgende Bereiche:  

Frühzeitige  
Risikoerkennung

Eltern wollen in aller Regel gute Eltern 
sein. An dieser Bereitschaft müssen 
Hilfen ansetzen. Deshalb müssen Fa-
milien, die durch besondere Risiken 
belastet sind, früh erkannt und er-
reicht werden. Sie brauchen passge-
naue, verlässliche und kontinuierliche 
Unterstützung, Begleitung und Hil-
fen – am besten schon während der 
Schwangerschaft. So kann erreicht 

Herausforderungen
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spruchsvollen Auftrag eines „Familien-
zentrums“ auch wahrnehmen können.

Ausbau der  
Ganztagsschulangebote 

Im Zusammenwirken mit der Jugend-
hilfe muss die Schule den Auftrag von 
Prävention und Schutz der Kinder 
vor Vernachlässigung und Gewalt 
wahrnehmen. Durch eine stärkere 
Präsenz der Jugendhilfe v.a. an den 
Grundschulen und durch die Quali-

ternhausbedingte Nachteile auszuglei-
chen. Gerade auch für überforderte 
Eltern sind sie eine dringend benötigte 
Entlastung und Unterstützung.  
Dies bedeutet vor allem, das Angebot 
an Plätzen für unter dreijährige Kinder 
und an Ganztagsplätzen deutlich aus-
zubauen – und diese nicht nur dann 
zur Verfügung zu stellen, wenn dies 
aufgrund der Berufstätigkeit der El-
tern zwingend erforderlich ist. Hierzu 
gehört es auch, Kindertageseinrich-
tungen im Regelfall so auszustatten, 
dass sie den umfänglichen und an-

Milliarden Euro für die Kinder- und 
Jugendhilfe in Deutschland kommen 
diesen wichtigen präventiven Leistun-
gen zugute.

Ausreichendes und  
bedarfsgerechtes Angebot 
der Bildung und Betreuung 

Kindertageseinrichtungen sind die 
erste Bildungsinstitution der Kinder. 
Sie bieten Raum und Zeit, um Kinder 
früh und individuell zu fördern und el-

Offene Ganztagsschulen im  
Primarbereich

Ganztag in Nordrhein-Westfalen – das 
bedeutet mehr Zeit für Kinder, bessere 
Bildungsförderung, Erleichterungen 
bei der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf. 

Das Modell der offenen Ganztagsschu-
len im Primarbereich startete im Schul-
jahr 2003/2004 mit 240 Schulen. Es 
wurde zum Erfolgsmodell. Zum Schul-
jahr 2008/2009 bieten über 2900 
Schulen des Primarbereichs – darunter 
auch rd. 150 Förderschulen – etwa 
184.000 Ganztagsplätze. Bis 2009 sol-
len 205.000 Plätze entstehen. 

Für die offenen Ganztagsschulen 
leistet das Land Zuschüsse zu den 
Kosten der Ganztagsangebote und 

setzt durch Richtlinien in Schule und 
Jugendhilfe Rahmenbedingungen. Vor 
Ort planen und gestalten Schule, Ju-
gendhilfe und Kommune selbstständig 
und eigenverantwortlich die konkreten 
Angebote.

Ganztagsangebote aus dem Pro­
grammen „Schule von acht bis 
eins“, „Dreizehn Plus im Primarbe­
reich“ 

Grundschulen, die nicht offene Ganz-
tagsgrundschulen sind, können aus 
dem Programm „Schule von acht bis 
eins“ ergänzende Betreuungsangebote 
anbieten. Zum Schuljahr 2008/2009 
konnten insgesamt rund 1.200 Grup-
pen bewilligt werden, dazu weitere 160 
Gruppen für eine Nachmittagsbetreu-
ung aus dem Programm „Dreizehn 
Plus im Primarbereich“.

Ganztagsangebote in der Sekundar­
stufe I

Das Programm „Dreizehn Plus in der 
Sekundarstufe I“ ist zum 1. Februar 
2009 in dem Programm „Geld oder 
Stelle“ aufgegangen. Alle Schulen der 
Sekundarstufe I erhalten über das Pro-
gramm „Geld oder Stelle“ Barmittel 
oder Stellenanteile zur Sicherstellung 
von Übermittagbetreuung an Tagen 
mit Nachmittagsunterricht sowie für 
ergänzende Ganztags- und Betreu-
ungsangebote. 
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Ausbeutung). Nichtsdestotrotz finden 
hier Vernachlässigung und Miss-
brauch statt. Die erhöhte Aufmerk-
samkeit und der erhöhte Mitteleinsatz 
für frühe Hilfen geht zu Lasten der 
Jugendlichen und jungen Volljährigen, 
nicht zuletzt weil deren Kindeswohl-
gefährdung weit weniger öffentliches 
Aufsehen erregt.

fizierung der Lehrkräfte wird die Ver-
antwortungsgemeinschaft aus Schule 
und Jugendhilfe zum Wohl der Kinder 
gestärkt. Hierzu sind verbindliche Ver-
einbarungen erforderlich. Präventiver 
Schutz von Kindern wird zudem auch 
durch den Ausbau des Ganztagsschul-
angebotes und die Sicherstellung 
einer preiswerten Übermittagverpfle-
gung verbessert.

Jugendliche nicht aus dem 
Blick verlieren

Auch wenn sich die Initiativen zur 
Verbesserung des Kinderschutzes 
aus guten Gründen insbesondere 
kleinen Kindern (oftmals besonders 
den 0-3jährigen oder 3-6jährigen) 
widmen, so dürfen dabei Jugendliche 
und junge Volljährige nicht aus dem 
Blick geraten. Schutzaspekte sehen 
hier vielfach anders aus (z.B. Schutz 
vor Selbstverletzung, Obdachlosigkeit, 
vor Gewalt, krimineller oder sexueller 

Erweiterte  
Ganztagshauptschulen

Ab dem Jahr 2006 wurde der syste-
matische Ausbau von Ganztagsschu-
len auch in der Sekundarstufe I auf-
genommen. Seit dem 1.2.2006 werden 
schrittweise bis zu 250 Hauptschulen 
zu erweiterten Ganztagshauptschulen 
ausgebaut. Angeboten werden im End-
ausbau 86.000 Ganztagsplätze. 

Die neuen Ganztagshauptschulen 
unterrichten im gebundenen Ganz-
tagsbetrieb an fünf Tagen der Woche 
und sind ein Baustein der Qualitätsof-
fensive Hauptschule, die u. a. über den 
Ganztag mehr Förderung und mehr 
Berufsorientierung für die Hauptschü-
lerinnen und Hauptschüler erreichen 
will. 

Gebundene Ganztagsgymnasien und 
­realschulen

Im April 2008 haben Ministerpräsident 
Dr. Jürgen Rüttgers und Ministerin 
Barbara Sommer die Maßnahmen der 
neuen Ganztagsoffensive für die Se-
kundarstufe I vorgestellt:

Mit dem 1.000-Schulen-Programm 
werden den Schulträgern in den Jah-
ren 2009 und 2010 100 Millionen 
Euro zur Verfügung gestellt. Gefördert 
werden können Räumlichkeiten und 
Erstausstattung für Verpflegungs- und 
Aufenthaltszwecke von Schülerinnen 
und Schülern. 

In den Jahren 2009 und 2010 sollen, 
beginnend mit den fünften Klassen, 
insgesamt 216 neue gebundene Ganz-
tagsgymnasien und Ganztagsreal-

schulen den Betrieb aufnehmen. Ein 
weiterer bedarfsgerechter Ausbau ist 
in den Jahren ab 2011 vorgesehen.
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Handlungsfähige  
Jugendämter

Mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung 
der Kinder- und Jugendhilfe wurde 
die Verantwortung der Jugendäm-
ter – aber auch der freien Träger der 
Kinder- und Jugendhilfe – gestärkt. 
Damit die Jugendämter und die freien 
Träger der Kinder- und Jugendhilfe 
diesen anspruchsvollen Schutzauftrag 
umsetzen können, brauchen sie neben 
einer entsprechenden Personalaus-
stattung fachliche Unterstützung 
(Fortbildungen, Informationsmaterial 
etc.), damit die hier zum Handeln ver-
pflichteten Fachkräfte ihrem Auftrag 
auch wirklich angemessen nachkom-
men können. 

Es gilt jedoch zu beachten, dass ein 
guter Kinderschutz sich immer in 
einer Balance von Dienstleistung 
(Förderung) und Schutzauftrag (bei 
Kindeswohlgefährdung) realisiert. 
Eine Verkürzung des Schutzauftrages 
auf Intervention und Eingriff wäre 
nicht nur fachpolitisch ein Rückschritt 
gegenüber dem bisher Erreichten. Es 
würde auch die Bereitschaft von hilfs-
bedürftigen Eltern beeinträchtigen, 
sich frühzeitig an die Kinder- und 
Jugendhilfe zu wenden, weil die Angst 
vor dem Eingriff und dem Verlust der 
elterlichen Autonomie hier überwie-
gen könnte.



1.  Die Teilnahme an Früherken­
nungsuntersuchungen muss si­
chergestellt werden.

Früherkennungsuntersuchungen sind 
geeignet, gesundheitliche Kindes-
wohlgefährdungen früher zu erken-
nen. Vor diesem Hintergrund hat der 
Bundesrat am 19. Mai 2006 mit der 
Entschließung für eine höhere Ver-
bindlichkeit der Früherkennungsunter-
suchungen im Sinne des Kindeswohls 
(Drucksache 56/06) die Bundesre-
gierung aufgefordert, die rechtlichen 
Rahmenbedingungen für ein ver-
bindliches Einladungswesen und die 
datenschutzrechtlichen Grundlagen 
dafür zu schaffen, dass im Falle der 
Nichtteilnahme interveniert werden 
kann. In ihrer Stellungnahme vom 20. 
November 2006 hat die Bundesregie-
rung jedoch die Auffassung vertreten, 
dass die Verankerung einer Unter-
suchungspflicht im SGB V aus verfas-
sungsrechtlichen und grundsätzlichen 
Erwägungen ausscheidet. 

Mit der „Entschließung des Bundes-
rates zur verpflichtenden Teilnahme 
an Früherkennungsuntersuchungen“ 
(Drucksache 823/06) vom 15. De-

zember 2006 hat der Bundesrat die 
Bundesregierung aufgefordert, die ge-
setzlichen Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, dass die Teilnahme an den 
Früherkennungsuntersuchungen für 
alle Kinder im Alter von einem halben 
Jahr bis zu fünfeinhalb Jahren unab-
hängig von ihrem Versicherungsstatus 
zur Rechtspflicht wird. Ziel ist es nicht, 
neue Bürokratien oder Ordnungs-
widrigkeitstatbestände einzuführen, 
sondern bundesrechtliche Vorausset-
zungen für den Datenaustausch zur 
Entwicklung eines entsprechenden 
Meldewesens zu schaffen. Nordrhein-
Westfalen hat dieser Entschließung 
zugestimmt, weil es darum geht, bun-
deseinheitliche Rahmenbedingungen 
für den Schutz aller Kinder zu schaf-
fen, die es dem Jugendamt ermög-
lichen, tätig zu werden.

Unabhängig davon muss in Nordrhein-
Westfalen durch die Einführung einer 
Meldepflicht für Kinderärzte gegen-
über einer noch festzulegenden zent-
ralen Stelle (z.B. die Unteren Gesund-
heitsbehörden) ein Datenaustausch 
sichergestellt werden, der es den 
Gesundheits- und Jugendbehörden in 
den Kreisen und kreisfreien Städten 

ermöglicht, die regelmäßige Teilnah-
me von Eltern an den Untersuchungen 
möglichst unbürokratisch zu überprü-
fen. Eltern, die es ihren Kindern nicht 
ermöglichen, an den regelmäßigen 
Früherkennungsuntersuchungen teil-
zunehmen, sollen dem Jugendamt 
gemeldet werden, damit notwendige 
Maßnahmen ergriffen werden können. 
Die erforderlichen rechtlichen Schritte 
sind noch abschließend zu prüfen. 

2.  Die Landesregierung strebt eine 
Änderung der Früherkennungs­
richtlinien an.

Es soll sichergestellt werden, dass die 
Früherkennungsrichtlinien so gestaltet 
sind, dass zukünftig Gefährdungen 
des Kindeswohls durch Vernachläs-
sigung und Misshandlung z.B. durch 
Einführung entsprechender Untersu-
chungsschritte und Überprüfung der 
Untersuchungsintervalle noch früher 
erkannt werden können. Das Land 
wird die Landesverbände bzw. die 
Landesvertretungen der gesetzlichen 
Krankenkassen in Nordrhein-West-
falen und die Bundesregierung bitten, 
auf den Gemeinsamen Bundesaus-
schuss (GBA) einzuwirken. Als Gre-

Anhang

Handlungskonzept der Landesregierung für einen besseren 
und wirksameren Kinderschutz in Nordrhein­Westfalen

(Kabinettbeschluss vom 30. Januar 2007)
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5.  Das Land wird jeder Stadt oder 
Gemeinde sowie jedem Kreis mit 
einem eigenen Jugendamt für 
die Eltern jedes neugeborenen 
Kindes ein Elternbegleitbuch zur 
Verfügung stellen. Damit können 
rd. 150.000 junge Eltern durch 
die Jugendämter angesprochen 
und erreicht werden.

In Kooperation mit den Städten und 
Gemeinden wird die Landesregierung 
für die Eltern aller Neugeborenen 
(nach dem Vorbild der Stadt Dorma-
gen) ein Elternbegleitbuch entwickeln. 
Wir bieten den Kommunen an, dieses 
Heft mit eigenen örtlich spezifischen 
Informationen und Beratungshinwei-
sen zu ergänzen und nach der Geburt 
bei einem persönlichen Besuch zu 
überreichen. Das Elternbegleitbuch 
enthält sowohl allgemeine Informa-
tionen über die kindliche Entwicklung 
und wirtschaftliche Hilfen für Familien 
als auch konkrete Hinweise zu Bera-
tungs- und Hilfsangeboten für Eltern, 
Betreuungsangebote sowie Angebote 
für Kinder und Jugendliche vor Ort. 
Mit dem Elternbegleitbuch wollen wir 
allen Kindern in Nordrhein-Westfalen 
einen guten Start ins Leben ermög-
lichen.

6.  Soziale Frühwarnsysteme sollen 
flächendeckend eingeführt wer­
den. 

Die bestehenden „Sozialen Frühwarn-
systeme“ zeigen, dass durch struk-

mium der gemeinsamen Selbstver-
waltung von Ärzten, Krankenhäusern 
und Krankenkassen ist er u.a. für die 
Überarbeitung der Richtlinien zu den 
Früherkennungsuntersuchengen nach 
§ 26 SGB V zuständig.

3.  Die Landesregierung unterstützt 
die von der Bundesministerin der 
Justiz angestrebte Erleichterung 
von familiengerichtlichen Maß­
nahmen bei Gefährdung des Kin­
deswohls.

Die von der Bundesministerin der 
Justiz initiierte Expertengruppe „Fa-
miliengerichtliche Maßnahmen bei 
Gefährdung des Kindeswohls“ hat im 
November des vergangenen Jahres 
ihr Vorschläge für eine erleichterte 
Einschaltung der Familiengerichte bei 
Gefährdung des Kindeswohls (§ 1666 
BGB u.a.) vorgelegt. Diese können 
anders als die Jugendämter verpflich-
tend auf die Eltern einwirken und 
ihnen familiengerichtliche Weisungen 
erteilen. Neben dem Abbau von „Tat-
bestandshürden“ für die Anrufung des 
Familiengerichts, der Konkretisierung 
der Rechtsfolgen des § 1666 BGB, der 
Neueinführung eines „Erziehungs-
gesprächs“ und weiteren Vorschlägen 
wurde von der Expertengruppe auch 
empfohlen, eine gesetzliche Regelung 
im SGB VIII einzuführen, wonach die 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
eine fallübergreifende Zusammen-
arbeit mit den Familiengerichten in 
Arbeitsgruppen anstreben sollen. 

Auch die Hinzuziehung anderer In-
stitutionen (wie z.B. Jugendrichter, 
Jugendstaatsanwälte, Polizei, Schu-
len) soll ermöglicht werden. Nord-
rhein-Westfalen wird die Anregungen 
der Expertengruppe hinsichtlich der 
Umsetzbarkeit prüfen und eine ent-
sprechende Initiative der Bundesmi-
nisterin der Justiz unterstützen.

4.  In einem neuen Gesetz für die 
Kindertagesstätten wird die Ver­
pflichtung der Eltern, den Kin­
dertageseinrichtungen bei der 
Anmeldung entweder das Vor­
sorgeheft vorzulegen oder eine 
entsprechende ärztliche Beschei­
nigung beizufügen, verstärkt.

Mit dieser Maßnahme soll der Kinder-
garten mehr als bisher die tatsäch-
liche Inanspruchnahme der Vorsorge-
untersuchungen prüfen und für eine 
vorbeugende präventive Aufgabe 
weiter sensibilisiert werden. In den 
Kindertageseinrichtungen ist die ge-
sundheitliche Entwicklung der Kinder 
zu beobachten. Bei möglichen Beein-
trächtigungen sind die Eltern früh-
zeitig zu informieren bzw. geeignete 
Hilfen zu vermitteln. Zugleich sollen 
die Kindergärten mit Einrichtungen 
des Gesundheitsdienstes und mit dem 
allgemeinen sozialen Dienst enger 
zusammenwirken. Damit wird eine 
weitere Möglichkeit geschaffen, die 
gesundheitliche Entwicklung von Kin-
dern positiv zu beeinflussen. 
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interessierten Kommunen an diesem 
System der kommunalen Familienbe-
richterstattung beteiligen.

9.  Das Land unterstützt die Fort­
bildungsinitiative der Landes­
jugendämter, des Instituts für 
soziale Arbeit und des Kinder­
schutzbundes für Fachkräfte der 
sozialen Arbeit zur zertifizierten 
„Kinderschutzfachkraft“.

Mit dem neuen § 8 a SGB VIII wurden 
Regelungen zum besonderen Kinder-
schutz eingeführt. Auf dieser Grund-
lage sind bei den Trägern der Jugend-
hilfe neue Initiativen ergriffen worden, 
den Kinderschutz zu verbessern und 
weiterzuentwickeln. Dabei soll vor 
allem den pädagogischen Fachkräften 
in allen Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendhilfe die Möglichkeit einer Zu-
satzqualifizierung gegeben werden. 
Damit wird die Sensibilität für Fragen 
des Kinderschutzes gesteigert und die 
Wahrnehmungsfähigkeit für Vernach-
lässigung und Misshandlung erhöht. 
Die Landesjugendämter können hel-
fen, dieses Qualifizierungsprogramm 
flächendeckend anzubieten.

10.  Das Land wird gemeinsam mit 
den Trägern der Kinder­ und Ju­
gendarbeit Empfehlungen zum 
Kinderschutz entwickeln.

Jugendverbände, Einrichtungen der 
offenen Kinder- und Jugendarbeit 
sowie andere Träger von Angeboten 

Beratung und Hilfe für Familien leis-
ten Familienzentren einen Beitrag zur 
Stärkung der Erziehungskompetenz 
von Eltern. Sie übernehmen eine wich-
tige Funktion bei der Wahrnehmung 
von Problemlagen in Familien und er-
möglichen eine frühzeitige Reaktion 
auf mögliche Gefährdungen von Kin-
dern. Zu den bereits bestehenden 251 
Familienzentren sollen im Jahr 2007 
weitere 750 Familienzentren hinzu-
kommen. Bis zum Jahr 2012 werden 
diese dann schrittweise auf 3.000 
Zentren aufgestockt, so dass dann in 
Nordrhein-Westfalen flächendeckend 
Anlaufstellen für Eltern wohnortnah 
angeboten werden.

8.  Mit dem Projekt „Kommunales 
Management für Familien – Kom­
ma, FF“ stellt Nordrhein­Westfa­
len eine Software für eine zielge­
naue kommunale Familienpolitik 
zur Verfügung.

Die Grundlage dafür bieten nicht allein 
statistische Quellen, sondern auch die 
Ergebnisse von Familienbefragungen 
und die Auswertung familienrelevan-
ter Angebote in der Kommune. Mit 
dem Angebot dieser EDV-gestützten 
kommunalen Familienberichterstat-
tung ist die Basis für ein kommunales 
Management für Familien geschaffen, 
das sich an der konkreten Lebenslage 
von Kindern und ihren Familien im So-
zialraum orientiert. Neben den Modell-
kommunen können sich gegen einen 
finanziellen Beitrag inzwischen alle 

turierte und verlässliche Kooperation 
von Fachkräften in den Kommunen 
Strukturen aufgebaut werden können, 
mit denen Risiken für Kinder früh-
zeitig erkannt und entsprechende 
Hilfen angeboten werden können. 
Nordrhein-Westfalen wird Mittel für 
die Implementierung weiterer sozialer 
Frühwarnsysteme bereitstellen und 
die Arbeit der Servicestelle fördern, 
die Kommunen und Einrichtungen bei 
der Entwicklung einer zu den örtlichen 
Bedingungen passenden Konzeption 
für ein „Soziales Frühwarnsystem“ 
berät und unterstützt. Fachkräfte wer-
den im Umgang mit entsprechenden 
Arbeitsmaterialien geschult. Zusätz-
lich wird das Land in diesem Jahr 
jedem Jugendamt für die erste Phase 
der Projektkoordination zum Aufbau 
eines sozialen Frühwarnsystems eine 
Anschubfinanzierung gewähren.

7.  Mit der schrittweisen Weiterent­
wicklung von 3.000 Kindertages­
einrichtungen zu Familienzentren 
wird das kommunale Präventions­
netz ausgebaut und qualifiziert. 

Der Ausbau aufsuchender Hilfen bzw. 
wohnortnaher Beratung trägt dazu 
bei, das soziale Unterstützungsnetz 
für Familien wirkungsvoller zu ge-
stalten. Die Weiterentwicklung von 
Kindertageseinrichtungen zu Fami-
lienzentren ist ein wichtiger Schritt 
in diese Richtung. Durch die Zusam-
menführung von Bildung, Erziehung 
und Betreuung mit Angeboten der 



38

13.  Im Februar 2007 wird die Lan­
desregierung eine Experten­
kommission mit Vertreterinnen 
und Vertretern des Kinder­
schutzes, der Ärzteschaft, der 
kommunalen Spitzenverbände, 
der Jugend­, Familien­ und Ge­
sundheitshilfe, der Schulen, der 
Krankenkassen, der Wohlfahrts­
verbände, der Justiz, der Polizei 
und der Kirchen einrichten. Die 
Expertenkommission soll den 
weiteren Aufbau wirksamer Ko­
operationsstrukturen begleiten 
und unterstützen.

Für die qualitative Weiterentwicklung 
des Kinderschutzes ist eine wirksa-
me Vernetzung und systematische 
Zusammenarbeit aller beteiligten 
Akteure unabdingbar. Daran will Nord-
rhein-Westfalen gemeinsam mit den 
verantwortlichen Akteuren zum Wohl 
der Kinder und ihrer Familien arbeiten. 
Deshalb soll die Expertenkommission 
mit Vertretern aller am Kinderschutz 
beteiligten Akteure die Bedingungen 
für einen wirksamen Kinderschutz 
herausarbeiten und Entwicklung von 
Qualitätsstandards für einen wirksa-
men Kinderschutz vor Ort sowie die 
Entwicklung von Empfehlungen zum 
Kinderschutz für die sozialpädagogi-
sche und schulische Praxis begleiten 
und unterstützen. 

12.  Das Land wird die Familienbil­
dung stärken und weitere Fach­
kräfte, die mit Familien arbeiten, 
für den Kinderschutz qualifizie­
ren.

Die Kompetenz der Eltern zu stär-
ken, ihrer Erziehungsverantwortung 
gerecht zu werden, ist ein zentrales 
Anliegen der Familienbildung und 
-beratung. Deshalb wird Nordrhein-
Westfalen die Förderung von Eltern-
Kompetenzkursen ausweiten. Darüber 
hinaus kommen viele Einrichtungen 
und Fachkräfte mit Familien in Berüh-
rung, ohne dass der Kinderschutz ihre 
vorrangige Aufgabe ist. Diese gilt es 
für den Kinderschutz zu sensibilisie-
ren und zu motivieren. So werden z.B. 
entsprechende Fortbildungsangebote 
für die Familienpflegedienste gemacht 
und die Schwangerschaftsberatungs- 
und Schwangerschaftskonfliktbera-
tungsstellen angeregt, Familien bei 
Bedarf auch nach der Geburt des 
Kindes zu begleiten. Auch Gesund-
heitsfachberufe (wie z.B. Familienheb-
ammen oder sozialmedizinische As-
sistentinnen und Assistenten) können 
einen wichtigen Beitrag leisten, wenn 
es darum geht, Vernachlässigung und 
Misshandlungen frühzeitig zu erken-
nen und entsprechende Maßnahmen 
einzuleiten. Unter Nutzung der Er-
fahrungen des Familienhebammen-
Modellprojekts soll die Aus- und Fort-
bildung und der Einsatz geeigneter 
Personen gefördert werden.

der Jugendarbeit sind auch für den 
Kinderschutz verantwortlich. Sie ha-
ben als Träger z.B. von Ferien- und Er-
holungsmaßnahmen eine besondere 
Verantwortung. Durch gemeinsame 
Empfehlungen werden wir der Pra-
xis Hinweise und Standards für den 
Schutz von Kindern geben.

11.  Die Landesregierung wird Lehre­
rinnen und Lehrer qualifizieren 
und stärken, Vernachlässigung 
von Kindern wahrzunehmen und 
entsprechend zu reagieren.

Mit dem neuen Schulgesetz wurden alle 
Schulen verpflichtet, jedem „Anschein“ 
von „Vernachlässigung und Misshand-
lung“ nachzugehen. Diese Aufgabe kann 
nur im Zusammenwirken zwischen 
Jugendhilfe und Schule umgesetzt wer-
den. Hiermit haben wir bereits modell-
haft bei der offenen Ganztagsschule im 
Primarbereich begonnen und werden 
in einem weiteren Schritt Indikatoren 
entwickeln, mit denen Vernachlässigung 
von Schulkindern rechtzeitig erkannt 
werden können. Dafür sollen auch Fort-
bildungsmodule für Fortbildung von 
Lehrkräften, insbesondere von Schul-
leitungen und Beratungslehrkräften, 
entwickelt werden. Ziel ist es, die Schu-
len schrittweise in ein umfassendes 
Hilfesystem einzubinden. Im Sinne einer 
engeren Kooperation sind gemeinsame 
Fortbildungsveranstaltungen für Lehre-
rinnen und Lehrer und Fachkräfte der 
Kinder- und Jugendhilfe von besonderer 
Bedeutung.
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Schlussbemerkung

Die Landesregierung wird sich wei-
terhin den Herausforderungen im 
Zusammenhang mit dem Schutz von 
Kindern stellen. Die Schaffung eines 
wirksamen Kinderschutzes ist eine 
zentrale Aufgabe. Wirksamer Kinder-
schutz ist aber nicht allein durch 
Maßnahmen der Kinder-, Jugend- und 
Familienhilfe zu erreichen. Hierzu 
bedarf es einer Sensibilisierung der 
gesamten Gesellschaft. Kinderfreund-
lichkeit darf keine Leerformel sein, 
sie muss von allen gesellschaftlichen 
Kräften und jedem Einzelnen konkret 
praktiziert werden. 

14.  Das Land wird den kontinuier­
lichen fachlichen Austausch mit 
den Kommunen und den freien 
Trägern der Kinder­ und Jugend­
hilfe, die auf dem Gebiet des 
Kinderschutzes tätig sind, aus­
bauen.

Einen zentralen Beitrag zu Verbesse-
rung des Kinderschutzes leisten die 
Kommunen und die freien Träger der 
Kinder-, Jugend- und Familienhilfe. Sie 
gilt es in ihrer Arbeit zu unterstützen. 
Das MGFFI wird das Gespräch mit den 
Leiterinnen und Leitern der örtlichen 
Jugendämter und den freien Trägern 
suchen. Hierzu soll eine landesweite 
Fachkonferenz zum Kinderschutz bei-
tragen.

15.  Das Land wird eine Studie zum 
Kinderschutz in Auftrag geben, 
um mehr Erkenntnisse über 
Ursache, Ausmaß und Hand­
lungsoptionen zu erhalten.

Es fehlt in Nordrhein-Westfalen bis-
her an einer systematischen wissen-
schaftlichen Erhebung zum Ausmaß 
von Risikolagen von Kindern. Zwar 
sind in einzelnen Kommunen Unter-
suchungsergebnisse vorhanden, diese 
reichen aber nicht aus, um einen 
umfangreichen Einblick in die Gefähr-
dungssituationen zu geben. Daher soll 
eine wissenschaftliche Studie mehr 
Erkenntnisse zu dieser Problematik 
bringen.
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